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Förderung und Nutzung „Erneuerbarer Energiequelien“ in der Bundesrepublik 
Deutschland 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für For- 
schung und Technologie und der Bundesminister für Wirtschaft 
haben mit Schreiben vom 20, Juli 1 988 die Große Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Nutzung erneuerbarer Energien gehört heute weltweit zur 
Strategie für die zukünftige Versorgung mit Energie. Die Vor- 
sorge für den weiter wachsenden Energiebedarf in der Welt - vor 
allem innerhalb der westlichen Industrieländer - verlangt, daß die 
Anstrengungen zur Entwicklxmg erneuerbarer Energiequellen 
verstärkt werden, damit diese auf längere Sicht wesentlich mehr 
zu einer sicheren Versorgung beitragen können. 

Emeuerbare Energien wie Sonnenstrahlung, Wind, Wasserkraft, 
Biomasse, Erd- und Umgebungswärme stellen die Energieversor- 
gung auf eine breitere Grundlage, schonen endhche Energieträ- 
ger und vermindern die Belastung von Luft, Wasser und Boden. 
Auch für die befürchteten weltweiten Klimaveränderungen, die 
mit der zunehmenden Verbrennung fossüer Energieträger durch 



Drucksache 11/2684 


Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


die Anreicherung in unserer Atmosphäre mit Kohlendioxyd ver- 
bunden sind, können emeuerbare Energien neben der Kernener- 
gie Lösungsansätze bieten. Von entscheidender Bedeutung sind 
in diesem Zusammenhang auch alle Maßnahmen für einen ratio- 
nellen und sparsamen Einsatz von Energie, Bei gleichbleibender 
und steigender Nutzung erneuerbarer Energien wird deren Anteü 
in dem Maße zunehmen, in dem der gesamte Energieverbrauch 
verringert werden kann. 

Erneuerbare Energien können in den Ländern der Dritten Welt 
eine größere Rolle spielen und so deren wirtschaftliche und gesell- 
schaftliche Probleme erleichtern. Die hochentwickelten Industrie- 
länder müssen deshalb die technischen Systeme zur Nutzung er- 
neuerbarer Energien entwickeln und einführen. Gleichzeitig wird 
hierdurch ein Beitrag zum Nord-Süd-Dialog geleistet. Vor allem 
der wachsende Energiebedarf einer zunehmenden Weltbevölke- 
rung einerseits und die begrenzten Vorräte an fossilen Energieträ- 
gern andererseits machen es notwendig, umweltverträgliche und 
ressourcenschonende Energieträger intensiv zu erforschen und 
wirtschaftiich zu nutzen. 

Wie die erneuerbaren Energien dient auch die rationelle und 
sparsame Energieverwendung den politischen Zielen der Scho- 
nung endlicher Energievorräte und der Entlastung der Umwelt. 
Insofern erweist sich der Erfolg der Energiepolitik der Bundes- 
regierung in besonderer Weise an der Tatsache, daß die Ener- 
gieeffizienz der deutschen Volkswirtschaft seit 1973 um etwa 
30 V. H. gesteigert werden konnte. Die Politik hat bei der rationel- 
len und sparsamen Energieverwendung wirksam in erster Linie 
auf den Marktmechanismus gesetzt, der aber - wo nötig und 
vertretbar - durch staatliche Maßnahmen ergänzt AArurde. 

Charakteristische Eigenschaften erneuerbarer Energien sind 
niedrige Leistungs- und Energiedichten sowie ihre in der Regel 
zeitlich schwankende Verfügbarkeit. Hieraus ergibt sich ein ver- 
gleichsweise hoher Flächen- und Materialbedarf sowie die Not- 
wendigkeit, erneuerbare Energien entweder im Verbund mit an- 
deren Systemen zu nutzen oder Speichereinrichtungen vorzu- 
sehen. Wie generell beim Aufbau neuer Technologien und Pro- 
duktionsbereiche sind auch bei der Nutzung emeuerbarer Ener- 
gien Auswirkungen auf die Umwelt zu berücksichtigen. Nicht alle 
erneuerbaren Energieträger können ohne Umweltprobleme ge- 
nutzt werden. Khmatische Bedingimgen begrenzen darüber hin- 
aus das nutzbare Potential. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben die emeuerbaren 
Energien derzeit am Primärenergieverbrauch einen Anteü von 
nur 2,4 v. H. Den ganz überwiegenden Teü stellt dabei die Was- 
serkraft, deren Potential damit zu mehr als drei Vierteln ausge- 
schöpft ist. Die übrigen emeuerbaren Energiequellen wie Son- 
nenstrahlung und Wind hefem nur sehr geringe Beiträge, weü sie 
teüweise noch entfernt von einer wirtschaftlichen Nutzung sind. 

Die emeuerbaren Energien können nur stärker zur Energieversor- 
gung beitragen, wenn sie wettbewerbsfähig verfügbar sind. Bei 
dem gegenwärtig reichlichen Primärenergieangebot zu niedrigen 
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Preisen sind die meisten erneuerbaren Energien nicht konkur- 
renzfähig, wenn auch im Einzelfall große Unterschiede bestehen. 
Potentielle Anwender, die aus Umweltgründen bereit sind, höhere 
Kosten zu tragen, stellen nur einen kleinen Markt dar. Trotz 
ungünstiger Marktbedingungen muß nach Ansicht der Bundes- 
regierung die Förderung der Erforschung und Erprobung der An- 
wendung aller erneuerbaren Energiearten bis zur Schwelle der 
Marktreife fortgesetzt und - wo immer sinnvoll - verstärkt wer- 
den. Die Bundesregierung wird die Nutzung der erneuerbaren 
Energien sorgfältig beobachten und dabei jeweils auch prüfen, ob 
die Ziele ihrer Politik gefährdet sind und deswegen Anlaß für 
zusätzliche Maßnahmen gegeben ist. 

Nach Einschätzung wissenschaftlicher Institute bleibt das zusätz- 
lich wirtschaftlich ausschöpfbare Potential auf absehbare Zeit 
begrenzt. Das bedeutet: erneuerbare Energien können weder die 
fossilen Energieträger Öl, Gas und Kohle noch die Kernenergie 
ersetzen, emeuerbare Energien können sie aber ergänzen. 

Die Politik der Bundesregierung zielt darauf ab, die Möglichkei- 
ten der erneuerbaren Energien für unsere Energieversorgung zu 
verbessern. Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Ener- 
gien, die nach menschhchen Zeitmaßstäben unbegrenzt verfüg- 
bar sind und in der Regel keine oder nur geringe Emissionen 
verursachen, langfristig einen deutlich höheren Beitrag zur Ener- 
gieversorgung auch für die Bundesrepublik Deutschland leisten. 
Trotz des begrenzten wirtschaftlich nutzbaren Potentials müssen 
die Weichen für eine zukünftig stärkere Nutzung der erneuer- 
baren Energien heute gestellt werden. Dies hat die Bundesregie- 
rung in ihrem Energiebericht vom September 1986 dargelegt. Die 
Gründe für diese an den Kriterien Versorgungssicherheit, Wirt- 
schaftlichkeit, Umweltverträglichkeit und Ressourcenschonung 
ausgerichteten Energiepolitik gelten unverändert, auch im Hin- 
blick auf den Energiebedarf der Entwicklungsländer. Zu den 
politischen Aufgaben gehört es auch, einen „technologischen 
Fadenriß" infolge der gegenwärtigen energiewirtschaftlichen 
Bedingungen zu vermeiden. 

Die Bundesregierung unterstützt daher vor allem Forschung und 
Entwicklung der erneuerbaren Energien in ihrer ganzen Breite. 
Sie hat ausreichend Mittel bereitgestellt, um jedes erfolgverspre- 
chende Forschungsprojekt fördern zu können. Dies schließt auch 
die Demonstration entwickelter Technologien in großer Typen- 
vielfalt und Stückzahl ein; hierbei sind auch eine Reihe von 
kleineren Förderprogrammen der Bundesländer von erheblicher 
Bedeutung. Die Bundesregierung läßt derzeit untersuchen, 
welche zusätzlichen Demonstrationsfördermaßnahmen gerecht- 
fertigt sind. Hierbei wird insbesondere ein größeres Windenergie- 
programm bis in die Größenordnung einiger 100 Windkraftanla- 
gen bzw. 100 MW installierter Leistung in die Prüfung einbe- 
zogen. 

Besonderes Augenmerk widmet die Bundesregierung einer star- 
ken Grundlagenforschung durch die wissenschaftlichen Institute, 
denn neue, zusätzliche Forschungsansätze können neue Kosten- 
senkungspotentiale aufschließen. In diesem Zusammenhang hat 
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die Bundesregierung einen Kreis von Persönlichkeiten aus Wirt- 
schaft, Wissenschaft und Großforschung berufen, um bei den 
Großforschungszentren neue Ansatzpunkte zur Erforschung 
erneuerbarer Energien zu ermitteln. 

Langfristige Vorsorge sieht die Bundesregierung allerdings nicht 
nur als staatliche Verantwortung und Verpflichtung, sondern 
auch als eine Aufgabe für die Energiewirtschaft und industrielle 
Großunternehmen; die Bundesregierung begrüßt das Engage- 
ment von Unternehmen in Forschung, Entvücklung und Erpro- 
bung erneuerbarer Energien und fordert sie auf, in ihren Anstren- 
gungen auch bei dem derzeit niedrigen Energiepreisniveau nicht 
nachzulassen. 

Auf internationaler Ebene beteiligt sich die Bundesregierung 
maßgeblich an Forschungs- und Demonstrationsprogrammen für 
erneuerbare Energien. Besonders über die EG werden zahlreiche 
Projekte deutscher Forschungsgruppen und Unternehmen, auch 
soweit sie in anderen EG-Staaten aktiv sind, mitfinanziert. 

Soweit Elektrizität aus erneuerbaren Energien erzeugt wird, ist 
die Vergütung für die Einspeisung von nicht selbst benötigtem 
Strom eine wichtige Rahmenbedingung für die Wirtschaftlichkeit 
der Anlage. Die Bundesregierung hat in Verhandlungen mit der 
öffentlichen Versorgungs Wirtschaft erreicht, daß ins öffentliche 
Netz eingespeister Strom besser vergütet wird. Damit werden die 
Rahmenbedingungen für stromerzeugende erneuerbare Energien 
wesentlich verbessert. Die Bundesregierung hat die Einführung 
erneuerbarer Energien in den Markt seit Jahren durch Investi- 
tionszulagen und steuerliche Vergünstigungen erleichtert. 

Die Bundesregierung kann im Rahmen ihrer Wirtschafts- und 
Finanzpolitik die heute fehlende Wirtschaftlichkeit erneuerbarer 
Energien nicht durch Dauersubventionen oder eine die Kosten- 
unterschiede ausgleichende steuerliche Belastung konkurrieren- 
der Energieträger ersetzen. Höhere Verbrauchsteuern verbessern 
zwar tendenziell die Wettbewerbsfähigkeit der erneuerbaren 
Energien, sie dürfen aber die internationale Wettbewerbsfähig- 
keit unserer Volkswirtschaft nicht nachhaltig verschlechtern. 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt die Anregungen, 
ein Forum für erneuerbare Energien zu schaffen. Sie hält es für 
richtig, wenn sich die interessierte Wirtschaft und Wissenschaft 
mehr als bisher zusammenschließen, um Initiativen stärker zu 
bündeln und abzustimmen sowie den Informations- und Erfah- 
rungsaustausch zu verbessern. 


1. Welche Energiequellen stehen der Bundesrepublik Deutschland 
insgesamt zur Verfügung? 

2. Wie ist derzeit die Struktur des Endenergieverbrauchs und des 
Primärenergieverbrauchs in der Bundesrepubhk Deutschland, und 
welchen Beitrag leisten erneuerbare Energiequellen zur Energie- 
bedarfsdeckung? 


Der Primärenergieverbrauch in der Bundesrepublik Deutschland 
betrug 1987 nach vorläufigen Berechnungen rd. 388 Mio, t SKE 
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(11400 Petajoiole); seine Struktur nach Energieträgern gibt fol- 
gendes Bild (in v. H.); 

Mineralöl 

42 

Steinkohle 

19 

Erdgas 

17 

Kernenergie 

11 

Braunkohle 

8 

Wasserkraft und Außenhandelssaldo Strom 

2 

Sonstige (Brennholz, Müll u. ä.) 

(Quelle: Arbeitsgememschaft Energiebilanzen) 

1 


Der Beitrag erneuerbarer Energieträger zum Primärenergiever- 
brauch lag in 1987 bei etwa 2,4 v. H., ganz überwiegend durch 
Wasserkraft (ca. 2 v. H.), wobei der substituierte Primärenergie- 
verbrauch von Wärmekraftwerken zugrimde gelegt wird. Der Bei- 
trag von Wärmepumpen imd Solarkollektoren, der 1987 schät- 
zungsweise 0,3 Mio. t SKE (8,8 Petajoule) - also weniger als 
0,1 V. H. des Primärenergieverbrauchs - betrug, ist hierin nicht 
enthalten. 

Der Endenergieverbrauch in der Bundesrepublik Deutschland 
betrug in 1987 nach vorläufigen Berechnungen 257 Mio. t SKE 
(7 500 Petajoule). Davon entfielen in v. H. auf 


Mineralölprodukte 50 

Gas 21 

Strom 17 

Steinkohle 7 

Fernwärme 3 

Braunkohle 1 

Sonstige 1 


(Quelle: Arbeitsgememschaft Energiebilanzen) 

Die erneuerbaren Energien sind am Endenergieverbrauch un- 
mittelbar mit weniger als 1 v. H. beteiligt. 


3. Wie hoch ist das theoretische Potential für die Nutzung emeuer- 
barer Energiequellen in der Bundesrepublik Deutschland? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die wirtschaftlich ausschöpf- 
baren Einsatzmöglichkeiten der emeuerbaren Energiequellen für 
die Energiebedarfsdeckung der Bundesrepublik Deutschland, und 
welches Potential sieht sie bis ziun Jahr 2000 und später als erreich- 
bar an? 

8. Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage des Sachverständi- 
genrates für Umweltfragen in dem Umweltgutachten 1987, daß „es 
gelingen sollte, bis ziun Ende des Jahrhunderts 7 bis 10% der 
Primärenergie durch umweltverträgliche emeuerbare Energie- 
erzeugungssysteme abzudecken", und wie kann ggf. dieses Ziel 
erreicht werden? 

Das theoretische Potential emeuerbarer Energien ist eine physi- 
kalische Größe, deren Wert in der Bundesrepublik Deutschland 
den derzeitigen Primärenergieverbrauch (PEV) um ein Vielfaches 
übersteigt. Allein die auf die Fläche der Bundesrepublik Deutsch- 
land treffende Sonneneinstrahlung hat ein theoretisches Potential 
von rd. 250 x 10^^ kWh pro Jahr, was etwa dem 80fachen des der- 
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zeitigen Gesamtenergieverbrauchs (bei einem PEV von ca. 
388 Mio. t SKE 1987) entspräche. 

Für Windenergie und Erdwärme hängen theoretische Potentiale 
vom betrachteten Luft- und Erdvolumen ab. Ein konkreter Wert 
kann daher nicht genannt werden. 

Rein physikahsche Größen sagen jedoch nur wenig aus über die 
Möglichkeit der Nutzung emeuerbarer Energien, für die entschei- 
dend ist, ob das theoretische Potentiell auch technisch und zu 
wettbewerbsfähigen Bedingimgen verfügbar gemacht werden 
kann; insbesondere ist die Nutzung von Potentialen nicht sinnvoll, 
bei der der Energieaufwand des „Emtens" höher wäre cils der 
Energieertrag. 

Zum wirtschaftlich ausschöpfbaren Potential ist festzustellen: Von 
dem Rückgang der Öl- und Gaspreise in den letzten Jahren ist die 
Wirtschaftlichkeit aller Energieträger betroffen. Die Wettbe- 
werbsfähigkeit emeuerbarer Energiequellen, die im Wärmemarkt 
genutzt werden, hat sich aber in besonderem Maße verschlech- 
tert, Dies betrifft vor allem Solarkollektoren und Wärmepumpen 
für Heizung und Warmwasserbereitung, da diese unmittelbar mit 
Systemen auf Öl- oder Gasbasis und damit mit Brennstoffpreisen 
von etwa 4 Pf/kWh konkurrieren müssen. In diesen Bereichen 
sind erneuerbare Energiequellen heute nur unter sehr günstigen 
Randbedingungen - z. B. bei der Schwimmbadheizung - wett- 
bewerbsfähig. 

Längerfristig hängen die wirtschaftlich ausschöpfbaren Einsatz- 
möglichkeiten der emeuerbaren Energiequellen wesentlich von 
der Entwicklimg der Preise für die konkurrierenden Energieträger 
und von den erreichbaren Kostenreduktionsmöghehkeiten durch 
verbesserte Techniken bei der Nutzimg erneuerbarer Energie- 
quellen sowie der Ausnutzbarkeit von Großserieneffekten ab. 

In einer Untersuchung aus dem Jahr 1984 haben das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschimg imd das Fraunhofer-Institut für 
Systemtechnik imd Innovationsforschung (DIW/ISI) das wirt- 
schaftlich ausschöpfbare Potential aller erneuerbaren Energie- 
quellen in der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2000 auf 
rund 15 bis 24 Mio. t SKE geschätzt. Bezogen auf den gegenwär- 
tigen Primärenergieverbrauch wären dies etwa 4 bis 6 v, H. 

Nach der DIW/ISI-Studie beträgt das wirtschaftlich ausschöpfbare 
Potential für die einzelnen emeuerbaren Energiequellen im Jahr 
2000 

Potential (in Mio. t SKE) 


Technologie 

ungünstige 

Variante 

günstige 

Variante 

Solarenergie 

1,55 

2,58 

Wärmepumpen 

0,53 

5,95 

Windenergie 

1,27 

1,85 

Wasserkraft 

7,03 

7,44 

Biomasse/Müll 

5,00 

6,20 

Insgesamt 

15,38 

24,02 
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Die genannte Spannweite zwischen 4 und 6 v. H. ergibt sich im 
wesentlichen durch unterschiedliche Annahmen zur Energie- 
preisentwicklung. Nur bei stark steigenden Energiepreisen kann 
erwartet werden, daß von dem vorhandenen größeren tech- 
nischen Potential ein größerer Teil wirtschafüich nutzbar ist. 
Angesichts der gesunkenen Öl- und Gaspreise sind erhebliche 
Zweifel angebracht, ob selbst das untere in der Studie genannte 
Potential noch erreicht werden kann. Neuere Energieverbrauchs- 
prognosen von Energieversorgungsuntemehmen erwarten nur 
einen Anteil der erneuerbaren Energien am Primärenergiever- 
brauch im Jahre 2000 in Höhe von 2 v. H. (Esso-Studie 1988) und 
von 3 bis 4 v. H. (Shell-Studie 1987). 

Vor diesem Hintergrund sind die höheren Angaben des Umwelt- 
gutachtens, die nicht näher begründet wurden, als Aufforderung 
zu verstehen. 

Längerfristig sind höhere Versorgungsbeiträge möglich, d. h. nach 
dem Jahr 2000 und vor allem dann, wenn 

— die Energiepreise aus konventionellen Energiequellen steigen, 

— weiterer technischer Fortschritt durch Forschung und Entwick- 
lung Verbilligungen erlaubt, 

— steigendes Umweltbewußtsein die Verbraucher dazu bringt, 
höhere Kosten hinzunehmen, wenn eine Energiequelle nach- 
haltig umweltfreundlich ist. 

Im übrigen sind wirtschaftliche Entwicklungen nicht exakt vor- 
hersehbar. Energieprognosen sind daher für die Bundesregierung 
Orientierungshilfen über Tendenzen und Größenordnungen der 
zukünftigen Energienachfrage. Die Bundesregierung macht sich 
entsprechend weder die Prämissen noch die quantitativen Ergeb- 
nisse einzelner Gutachten zu eigen. 


4. Welche Nutziingsmöglichkeiten ergeben sich für emeuerbare 
Energien im Wärme- und Strombereich? 


Emeuerbare Energien können in sehr unterschiedlicher Weise 
genutzt werden. Sie können mit Solarkollektoren, Wärmepum- 
pen-, Erdwärme- und Biomasseanlagen der Wärme- und 
Warmwasserversorgung dienen. Wasserkraftanlagen, Wind- 
generatoren, Photovoltaikanlagen, Solartheimische Kraftwerke, 
Erdwärmekraftwerke und Blockheizkraftwerke auf Biogasbasis 
erzeugen Strom. 

Prinzipiell können die emeuerbaren Energien wie folgt im 
Wärme- und Strombereich genutzt werden: 
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Erneuerbare Energiequellen 

Umwandlungsanlage 

erzeugte 

Energie 

a) potentielle und kinetische 

Energie 

Windkraft 

Windenergiekonverter 

Strom 

Wasserkraft 

W asserkraf twerk 

Strom 

Meeresenergie 

Wellen-, Gezeitenkraftwerk 

Strom 

b) Wärme- und Strahlungsenergie 

Geothermie 

-- geothermisches Kraftwerk 

Strom 


- geothermisches Heiz werk 

Wärme 

Solarstrahlung 

- Solarzelle 

Strom 


- solarthermisches Kraftwerk 

Strom 


- Kollektor 

Wärme 


— passive Nutzung 

Wärme 

Umgebungswärme 

Wärmepumpen, Absorber 

Wärme 

c) chemisch gebundene Energie 

Biomasse, Müll 

- Müllkraftwerk 

Strom 


- Müllheizwerk 

Wärme 


- Vergasungsanlage 

Wärme 


- Vergasungsanlage 

Strom 


- Verbrennungsanlage 

Wärme 


Bei Einsatz in Kraft-Wärme-Kopplung können Strom und Wärme 
gleichzeitig erzeugt werden. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Nutzung der erneuerbaren 
Energien für die Energiebedarfsdeckung unter den Gesichtspunk- 
ten der Wirtschaftlichkeit, der Umwelt- und Ressourcenschonung 
und der Versorgungssicherheit? 


Die Bundesregierung beurteilt den verstärkten Einsatz erneuer- 
barer Energien insgesamt positiv. 

Emeuerbare Energien tragen dazu bei, unsere Energieversorgung 
auf eine breitere Basis zu stellen. Ihr verstärkter Einsatz in Län- 
dern mit besseren klimatischen und geologischen Voraussetzun- 
gen trägt ferner zu einer vor allem längerfristig wirksamen Ent- 
lastung der Weltenergiemärkte bei. Vor diesem Hintergrund ist 
durch die weltweite Nutzung emeuerbarer Energien in der Zu- 
kunft ein wichtiger Beitrag für die Sicherung unserer Energiever- 
sorgung zu erwarten. 

Die emeuerbaren Energien sind, weil sie weitgehend keine 
Schadstoffe emittieren, in der Regel umweltverträghcher als fos- 
sile Energien. Dies könnte auch im Hinbhck auf die wachsende 
Aufmerksamkeit erfordernden Folgen der Anreicherung der 
Atmosphäre mit Kohlendioxyd aus der fossilen Verbrennung 
besonders bedeutsam werden. Sie tragen ebenfalls zur Schonung 
wichtiger endhcher Ressourcen für höherwertige Verwendungen 
bei. Umweltfreundhchkeit kann aber nicht unabhängig von den 
Umweltbelastungen durch die Produktionsverfahren der entspre- 
chenden Anlagen betrachtet werden. Die z. Z. noch sehr hohen 
Produktionskosten von Photozellen widerspiegeln beispielsweise 
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einen Umfang industriellen Produktionsaufwandes, der die hohe 
Umweltfreundlichkeit bei der Solarzellennutzung gegenwärtig 
noch relativiert. 

Von dem großen vorhandenen theoretischen Potential ist in der 
Bundesrepublik Deutschland auf absehbare Zeit nur ein geringer 
Teil wirtschaftlich ausschöpf bar (vgl. Antwort zu den Fragen 3, 6 
und 8). Daher sind die erneuerbaren Energien sowohl bei der 
Strom- als auch bei der Wärmeerzeugung in erster Linie eine zu- 
sätzliche Versorgungsquelle. Sie können weder fossile Energie- 
träger noch Kernenergie überflüssig machen. Die in der Öffent- 
lichkeit zum Teil gehegten hohen Erwartungen zur Nutzung er- 
neuerbarer Energien sind vor diesem Hintergrund deshalb für die 
Bundesrepublik Deutschland unrealistisch. Diese Einschätzung 
beruht nicht auf einem engen betriebswirtschaftiich bestimmten 
Kosten- und Wirtschaftlichkeitsbegriff, sondern bezieht bereits 
die Käuferbereitschaft ein, vermiedene externe Umweltkosten bei 
ihren Entscheidungen zu berücksichtigen. 

Die große Bedeutung der erneuerbaren Energien wird bei welt- 
weiter Betrachtung besser erkennbar. Es gibt viele Länder, in 
denen die klimatischen und geologischen Voraussetzungen zur 
Sonnenenergie-, Windenergie- und Erdwärmenutzung erheblich 
günstiger sind als bei uns. In Ländern ohne ausreichend zentrale 
Versorgung können gerade erneuerbare Energien dezentral ge- 
nutzt andere Energieträger wirksam ersetzen und wachsende 
Versorgungslücken schließen. Da sie sich im Prinzip vor Ort 
erneuern, können sie zudem die Selbstversorgung mit Energie 
erleichtern. Auch hier hängt die Wirtschafthchkeit allerdings von 
den jeweiligen Gegebenheiten ab. 

Außerdem tragen die erneuerbaren Energien in Entwicklungslän- 
dern in besonderem Maße zur Schonung der Umwelt bei, indem 
sie dem Raubbau an Wald und Busch Vorbeugen, soweit dieser für 
Energiezwecke vorgenommen wird. Nicht zuletzt verlangt die 
Energieversorgung einer dramatisch wachsenden Bevölkerung 
gerade im Sonnengürtel unserer Erde den Einsatz aller umwelt- 
freundlichen Energieträger und verpflichtet die Bundesrepublik 
Deutschland als technologisch hochentwickelte Industrienation, 
sich gerade um die erneuerbaren Energien im besonderen Maße 
zu bemühen. Dieser Verpflichtung kommt die Bundesregierung 
seit den 70er Jahren in zunehmendem Maße nach, um die er- 
neuerbaren Energien breiter nutzbar zu machen. 


7. Welche emeuerbaren Energiequellen können einen Beitrag zur 
Energiebedarfsdeckung bei den gegenwärtigen Energiepreisen lei- 
sten, und wie hoch ist dieser mengenmäßig zu veranschlagen? 


Bei den gegenwärtigen Energiepreisen sind insbesondere thermi- 
sche Anwendungen erneuerbarer Energiequellen im großen und 
ganzen nicht wettbewerbsfähig, da sie gegen die niedrigen Öl- 
und Gaspreise konkurrieren. 

Ausnahmen sind vor allem bei Konzepten solarbewußten Bauens 
(passive Sonnenenergienutzung) zu finden, bei denen rationelle 
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Energieverwendung und Nutzung der Sonnenenergie in inte- 
grierter Form zur Anwendung kommen. Weitere schon heute 
wirtschaftlich sinnvolle Beiträge leisten Solarabsorber für die 
Schwimmbadbeheizung, Luftkollektoren bei Fabrikhallen und die 
Verfeuerung von Biomasse z. B. von Holz, Hackschnitzeln und 
Stroh. 

Bei stromerzeugenden Systemen auf Basis erneuerbarer Energie- 
quellen ist in erster Linie die Nutzung kleiner Wasserkräfte wirt- 
schaftlich. Außerdem gibt es photovoltaische Systeme, die in 
schmalen Anwendungsfeldern Marktgängigkeit erreicht haben, 
ohne bisher energiewirtschaftliche Bedeutung zu erreichen. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten des weiteren 
Wasserkraftausbaus zur Stromerzeugung? 


Die Wasserkraft wird in der Bundesrepublik Deutschland seit 
langem als wichtige Quelle der Stromerzeugung genutzt. Die 
Politik der Bundesregierung zielt darauf hin, die noch vorhande- 
nen Möglichkeiten zu nutzen, soweit dies ökologisch vertretbar 
und wirtschaftlich akzeptabel ist. 

Der größte Teil des in der Bundesrepublik Deutschland insgesamt 
aus Wasserkraft erzeugten Stroms (1986 ca. 17,8 TWh) stammt aus 
Anlagen der öffentlichen Stromversorger (ca. 82 v. H.). Der Anteil 
der Kleinwasserkraftwerke privater Erzeuger, die ebenfalls in das 
öffentliche Netz einspeisen, betrug 1986 etwa 4 v. H.; der Anteil 
der Deutschen Bundesbahn und der industriellen Eigenerzeuger 
ohne Netzeinspeisung belief sich auf ca. 12 v. H. Andere Eigenan- 
lagen, d. h. zumeist kleine Selbstversorger ohne Kopplung mit 
dem Netz, haben schätzungsweise einen Anteil von 2 v. H. 

Nach neuen Untersuchungen ist damit das technisch-wirtschaft- 
liche Potential bereits zu etwa drei Vierteln ausgeschöpft. 

Von dem verbleibenden Potential wird ein bedeutender Anteil 
aus Gründen des Umwelt- und Naturschutzes nicht erschließbar 
sein, wobei die jeweils vorzunehmende Abwägung in der Zustän- 
digkeit der Länder hegt. Im Rahmen dieser Grenzen werden vor- 
handene Möghchkeiten genutzt: derzeit sind im Bereich der 
öffentlichen Versorgung Anlagen mit einer Gesamtleistung von 
ca, 47 MW in Bau. 

Daneben spielen auch Klein- und Kleinstanlagen eine Rolle, die 
entweder reaktiviert, modernisiert oder neu gebaut werden kön- 
nen. Bundesregierung und Landesregierungen unterstützten 
diese Investitionsvorhaben durch steuerhche Maßnahmen, Inve- 
stitionszulagen und Landesprogramme. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die Vergütung für die 
Einspeisung von Strom ins öffentliche Netz. Die Bundesregierung 
hat eine Verbesserung der Einspeisevergütungen erreicht (siehe 
dazu im einzelnen die Antwort zu Frage 19). 
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10. Welche Forschungsvorhaben emeuerbarer Energien werden 
gegenwärtig von Bund und Ländern gefördert? 


Ein Gesamtüberblick über alle von Bund und Ländern geförder- 
ten Vorhaben in diesem Bereich ist im Rahmen dieser Großen 
Anfrage nicht möghch; die eingesetzten Fördermittel des Bundes 
werden in der Anlage zu Frage 1 1 auf gehstet. 

Für den Bereich des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie (BMFT) und des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML) erscheint jährhch ein Förder- 
katalog mit allen geförderten Vorhaben. Die Anzahl der vom 
BMFT 1987 geförderten Vorhaben betrug 266, der hierfür zustän- 
dige Projektträger Biologie, Ökologie und Energie (PBE) bei der 
Kemforschungsanlage Jühch veröffenthcht jährhch eine vohstän- 
dige Übersicht über aUe geförderten Projekte im Forschungs- 
bereich emeuerbarer EnergiequeUen. Das BML förderte 1987 
101 Projekte, die dem Bereich erneuerbare Energien zuzuordnen 
sind. 

Eine einheitliche Publikationsform anderer fördernder Stehen exi- 
stiert nicht. Informationen sind jeweils dort zu beziehen. 


11. Welche Möglichkeiten zur Förderung emeuerbarer Energien be- 
stehen bisher bei Bund imd Ländern? 


Die Förderungsmöghchkeiten des Bundes ghedern sich nach 

1. Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsförderung, 

2. Investitionszulagen und steuerhche Hüfen, 

3. Information und Beratung. 

Zu L 

FuE- und Demonstrationsförderung 

Insgesamt hat die Bundesregierung seit 1974 bis Ende 1987 rd. 
2 Mrd. DM an FuE-Mitteln für die emeuerbaren Energiequellen 
zur Verfügung gestellt. Eine Übersicht über die von den verschie- 
denen Ressorts aufgewandten Fördermittel ist in einer tabellari- 
schen Gesamtübersicht zusammengestellt (siehe Anlage Seite 38). 

Die FuE/Demo-Förderung ist im Haushalt des BMFT (Kap. 30 05, 
Tit. 683 13 und 892 13) veranschlagt; der Haushaltsansatz 1988 
beträgt 233 Mio. DM und soU weiter steigen. Daneben wird Solar- 
forschung auch durch die institutioneUen Zuwendungen an zwei 
Großforschungseinrichtungen (GFE) im Umfang von rd. 24 Mio. 
DM p. a. gefördert. Auch im Rahmen anderer Forschungspro- 
gramme fördert der BMFT Vorhaben, die längerfristig wichtige 
Beiträge zur Entwicklung emeuerbarer Energien leisten können - 
z. B. in der Materialforschung oder bei den neuen physikahschen 
Technologien. 

Im Haushalt des BML sind 1988 im Rahmen folgender Haushalts- 
titel mehr als 30 Mio. DM veranschlagt, wobei sich Aufwendun- 
gen für Biomasse außerhalb des Nahrungsmittelsektors nicht aus- 
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schheßhch auf die energetische Nutzung, sondern auch auf Ein- 
satzmöghchkeiten im Rohstoffbereich beziehen: 

— Forschungsprogramm Produktions- und Verwendungsalter- 
nativen für die Land- und Forstwirtschaft (Kap. 10 02 Tit, 
526 68), 

— Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im 
Agrarbereich für Umweltschutz, Teilbereich: Einführung neu- 
artiger Techniken der Energieeinsparung und umweltfreund- 
licher Energiegewinnung in der agrarwirtschaftlichen Praxis 
(Kap. 10 02 Tit 892 61), 

— Zuschüsse zur Förderung von Modellvorhaben zur Erprobung 
neuer Erkenntnisse in der Praxis (Kap. 10 02 Tit, 685 09 und Tit. 
893 09), 

— Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Länder „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes "-Teilbereich: 
Investitionshilfen zur Energieeinsparung (Kap. 10 03 Tit. 882 90 
und Kap. 10 95 Tit 882 31), 

— aus Etatmitteln der Bundesforschungsanstalten des BML (Kap. 

10 10 ). 

Zu 2. 

Investitionszulagen und steuerliche Hilfen 

Emeuerbare Energien werden darüber hinaus wie folgt gefördert: 
Investitionszulage 

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft erhalten auf Antrag 
eine 7,5 v. H. betragende, steuerfreie Investitionszulage nach § 4 a 
des Investitionszulagengesetzes (InvZulG); förderbare Investitio- 
nen sind u. a. 

— Laufwasserkraftwerke, 

— Wärmepumpenanlagen, 

— Solar- und Windkraftanlagen, die ausschließlich der Strom- 
oder Wärmeerzeugung dienen. 

Diese Zulage ist im allgemeinen mit anderen Investitionszulagen 
und Hilfen kumuherungsfähig. 

Für Lohn- und Einkommensteuerpflichtige besteht nach § 82 a der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) die Mög- 
hchkeit, zehn Jahre lang jährlich 10 v. H. der förderfähigen Inve- 
stitionskosten steuerlich als Abzug geltend zu machen. Diese 
Regelung betrifft u. a. 

— Wärmepumpen, 

— Windkraftanlagen, 

— Solaranlagen, 

— Biogasanlagen. 

Die Förderung nach dem InvZulG ist in erster Linie den Laufwas- 
serkraftwerken zugute gekommen. Für die übrigen erneuerbaren 
Energien ist diese Förderung dagegen in verhältnismäßig gerin- 
gem Umfang in Anspruch genommen worden. So wurden im Rah- 
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men des InvZulG für Lauf 'Wasserkraftwerke seit 1975 bis Ende 
1987 Investitionszulagen von jährlich durchschnittiich etwa 
12 Mio. DM beantragt, für Solar- und Windenergieanlagen dage- 
gen 1 Mio. DM jährhch. Die verhältnismäßig geringe Inanspruch- 
nahme für Solar- und Windenergie zeigt, daß die jetzige Investi- 
tionszulage nur begrenzt geeignet ist, die Kostennachteüe dieser 
neuen Technologien zu beseitigen. Das von der Bundesregierung 
im Rahmen der Steuerreform vorgesehene Auslaufen der Förder- 
bestimmungen (InvZulG Ende 1989, § 82 a EStDV Ende 1991) 
dürfte somit für den Markt der emeuerbaren Energien nur 
geringe Auswirkungen haben. 

Wasserkraft wird darüber hinaus durch die Wasserkraft-Begünsti- 
gungs- Verordnung (Begünstigungen bei Körperschaft-, Einkom- 
men-, Vermögen- und Gewerbesteuer bis 1990) gefördert. 

Zu 3. 

Information und Beratung 

Die Bundesregierung legt großen Wert auf die Beratung und 
Information der Bürger. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) fördert daher die 
Beratung privater Verbraucher durch die Arbeitsgemeinschaft der 
Verbraucherverbände sowie die Beratung kleiner und mittlerer 
Unternehmen durch das Bundesamt für Wirtschaft über indivi- 
duelle Möglichkeiten der Energieeinsparung. Dazu gehört auch 
die Beratung über Techniken zur Nutzung emeuerbarer Ener- 
gien. 

Der BMFT finanziert seit 1981 den Bürgerinformationsdienst 
Neue Energietechniken beim Fachinformationszentrum in Karls- 
ruhe. 

Landesprogramme 

Weitere Zuschußregelungen für Forschung, Anwendung, Infor- 
mation und Beratung bestehen in verschiedener Weise in den 
Ländern und werden von diesen verwaltet (z. B. die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes'- mit Zuschußmöghchkeiten zu Wärmepumpen, Biogas-, 
Solar- und Windkraftanlagen). 

Solche Zuschüsse werden in der Regel im Rahmen übergreifender 
Technologie- oder Energieprogramme angeboten, so daß eine 
systematische Zuordnung noch nicht möglich war; der BMFT hat 
die Länder gebeten, Informationen für eine entsprechende Über- 
sicht zur Verfügung zu stellen. 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten einer ver- 
stärkten Stromgewinnung aus Windenergie in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


1. Die Möglichkeiten einer verstärkten Nutzung der Windenergie 
sind in erster Linie abhängig von 


Drucksache 11/2684 


13 



Drucksache 1 1 /2684 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


— geeigneten Standorten, 

— der Wirtschaftlichkeit, 

— der Akzeptanz und 

— Genehmigungsfragen. 

a) Geeignete Standorte 

Da die Betriebsergebnisse von Windkraftanlagen in starkem 
Maße von der Windgeschwindigkeit abhängen, hegen ge- 
eignete Standorte zunäcjist in den Regionen bester Wind- 
verhältnisse. Solche Standorte befinden sich hauptsächlich 
in den norddeutschen Küstenregionen sowie in einigen 
Höhenlagen im Binnenland, 

Zu bedenken ist dabei auch, daß geeignete Standorte wegen 
der geringen Leistungsdichte des Windes nur entsprechend 
begrenzte Energieerträge erlauben. So sind bei Windparks 
aus einem Quadratkilometer Fläche größenordnungsmäßig 
10 MW Leistung zu erzielen. 

b) Wirtschaftlichkeit 

Eine verstärkte Stromgewinnung aus Windenergie hängt 
entscheidend von der Wirtschaftiichkeit der Windenergie- 
anlagen ab. 

Diese ist zum einen von den Kosten bestimmt, die bei klei- 
nen und mittleren sowie bei großen Windenergieanlagen 
sehr unterschiedhch sind. 

Zum anderen hängt die Wirtschaf thchkeit davon ab, wie der 
aus Windenergie gewonnene Strom zu bewerten ist. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß wegen der schwankenden Wind- 
verhältnisse bei den Elektrizitätsversorgungsuntemehmen 
(EVU) kaum Kraftwerkskapazität eingespart wird. Es ist 
daher notwendig, daß die EVU die Kapazität weitgehend 
parallel Vorhalten. Das führt dazu, daß bei Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen durch selbsterzeugten oder von an- 
deren in das Netz eingespeisten Windenergiestrom weit- 
gehend nur beweghche Kosten, d. h. entweder Strombe- 
zugskosten oder Brennstoffkosten, eingespart werden. Die 
vermiedenen Brennstoffkosteri hegen in der Größenordnung 
von 2,5 (Kernkraftwerk) bis 10 Pf /kWh (Kraftwerk mit nicht 
subventionierter deutscher Steinkohle). Dies beeinflußt auch 
die Vergütungen für ins Netz eingespeisten Strom, die sich 
an den vermiedenen Kosten orientieren. Durch die von der 
Bundesregierung erreichte neue Vergütungsregelung für in 
das öffenthche Netz eingespeisten Strom aus erneuerbaren 
Energieträgern ist hier inzwischen eine wichtige Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen erreicht worden (vergleiche 
dazu die Antwort zu Frage 19). 

Für den privaten Betreiber hängt die Wirtschafthchkeit einer 
Windenergie anlage im übrigen von den ersparten Strombe- 
zugskosten für selbst verbrauchten Strom ab, da in diesem 
Falle der volle tarifliche Arbeitspreis für den Strombezug 
eingespart werden kann. 
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Im einzelnen stellt sich die Kostensituation wie folgt dar; 

— Kleine Windenergieanlagen (bis ca. 100 kW Leistungsab- 
gabe) werden z.T. bereits serienmäßig hergestellt und 
haben ihre Zuverlässigkeit innerhalb der bisher kurzen 
Betriebsdauer weitgehend unter Beweis gestellt. Aller- 
dings kann über die tatsächliche Lebensdauer der An- 
lagen - ein entscheidendes Kriterium für die Berechnung 
der Wirtschaftlichkeit - z. Z. noch keine endgültige Aus- 
sage gemacht werden, da es sich um eine noch junge 
Technik handelt und selbst die ältesten Anlagen kaum 
eine Laufzeit von zehn Jahren nachweisen können. Für 
eine wirtschaftiiche Betriebsweise wäre eine erheblich 
längere Laufzeit wünschenswert. Sie wird Kostenschät- 
zungen vielfach bereits zugrunde gelegt. Mittlere Wind- 
energieanlagen (bis ca, 400 kW Leistungsabgabe) werden 
Anfang der 90er Jahre einen technisch vergleichbaren 
Stand erreicht haben und wirtschaftiich voraussichthch 
überlegen sein. 

Die große Spannweite öffentlich genannter Stromerzeu- 
gungskosten von 15 bis 45 Pf/kWh erklärt sich auch aus 
noch bestehenden Unsicherheiten über Kostenansätze. 

— Hinsichtlich der Investitionskosten werden unter- 
schiedhche Annahmen bezüglich der Serieneffekte 
unterstellt, so daß Investitionskostenangaben zwischen 
2 000 und 5 000 DM/kW bekannt sind. 

— Allein unterschiedüche Annahmen zur Lebensdauer 
führen nach Herstellerberechnungen für dieselbe An- 
lage zu einer Spannbreite von 17 Pf /kWh (20 Jahre Le- 
bensdauer) bis 43 Pf/kWh (fünf Jahre Lebensdauer). 

— Auch unterschiedliche Ansätze zur Kapitalverzinsung 
sowie für teilweise erhebhchen Infrastrukturmaßnah- 
men bedingen unterschiedüche Aussagen zu den 
Stromerzeugungskosten. 

Bei der Fertigung größerer Serien und technischer Wei- 
terentwicklung sind Kostensenkungen mögüch. Beson- 
ders günstige Mögüchkeiten werden derzeit nach Ein- 
schätzungen von Fachleuten bei mittelgroßen Anlagen 
(etwa 200 bis 400 kW) gesehen. 

— Die heutigen Baukosten von Großanlagen (ab ca. 400 
kW), die als Prototypanlagen anzusehen sind, führen zu 
Stromerzeugungskosten, die noch weit von der Wirt- 
schaftüchkeitsschweUe entfernt liegen. Es besteht aller- 
dings ein erhebUches Kostensenkungspotential. Insofern 
gesehen haben große Windkraftanlagen eine Chance, 
einen nennenswerten Anteü an der Stromerzeugung zu 
erringen. 

Derzeit befindet sich eine zweite Generation von großen 
Anlagen in Entwicklung, die etwa 1990 betriebsbereit 
sein wird z.B. die 1,2 MW-Anlage auf Helgoland, der 
Monopteros mit 640 kW in Wühelmshaven und der 
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AEOLUS II mit 3 MW mit noch festzulegendem Standort. 
Bei den Anlagen dieser Größenklasse besteht jedoch 
noch erheblicher FuE-Bedarf. 

Welche Größenklasse und welches Anlagenkonzept sich als 
am kostengünstigsten erweisen werden, ist zur Zeit nicht 
abschließend zu beurteilen. 


c) Akzeptanz 

Der öffentlichen Forderung nach intensiver Nutzung der 
Windenergie entspricht nicht immer die Haltung der stand- 
ortnahen Bevölkerung; diese empfindet Windenergiean- 
lagen mitunter als einen Eingriff in das Landschaftsbild. 
Außerdem kann der Betrieb Geräuschbelästigungen verur- 
sachen, was zu örtlichen Widerständen führen kann. Das 
ohnehin begrenzte Angebot an geeigneten Standorten kann 
dadurch in der Praxis weiter reduziert werden. Obwohl 
solche Probleme in fast allen dichtbesiedelten Industrie- 
nationen, auch in Dänemark und den Niederlanden beste- 
hen, zeigen die bisherigen Erfahrungen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, daß eine wachsende Bereitschaft besteht, 
die von materiellen Emissionen freie Windenergienutzung 
zu akezptieren. 


d) Genehmigungsfragen 

Die Genehmigung von Bauvorhaben - zu denen auch Wind- 
energieanlagen gehören — ist Ländersache. Die entspre- 
chenden Bauanträge müssen von der zuständigen Ge- 
meinde (Planungsrecht) und den Bauaufsichtsbehörden 
(Bauordnungsrecht) genehmigt werden. Die Genehmi- 
gungspraxis wird dadurch erschwert, daß Bauanträge vieler- 
orts Erstfälle sind, die ohne Genehmigungspraxis bewältigt 
werden müssen. Besondere Probleme sind hinsichtlich des 
Planungsrechts (Lärmschutz, Einsprüche der Nachbarschaift 
etc.) zu lösen. Außerdem muß bei einer neuen Anlage der 
Hersteller ein bautechnisches Zertifikat vorweisen. Der 
BMFT hat zur Entwicklung einer zügigen Prüf- und Geneh- 
migungspraxis Modellprojekte angestoßen und in die Förde- 
rung einbezogen. Die Innenminister der Länder haben be- 
schlossen, bundeseinheitiiche Regelungen für die Genehmi- 
gungspraxis einzuführen. Diese werden derzeit vom Institut 
für Bautechnik in Berlin erarbeitet. Bei der Erstellung von 
EG-einheitlichen Richtlinien sind Institutionen der Bundes- 
republik Deutschland beteüigt. 

2. Insgesamt gesehen ist es zweifelhaft, ob das von der DIW/ISI- 
Studie von 1984 (vgl. Antwort zu den Fragen 3, 6 und 8) bis zum 
Jahr 2000 als wirtschaftlich ausschöpfbar angesehene Wind- 
energiepotential erreicht wird (etwa 1000 bis 1500 MW). Die 
Studie setzt bei ihren Erwartungen überwiegend auf Großan- 
lagen, die jedoch - wie oben dargelegt - noch einen erheb- 
lichen Entwicklungsbedarf besitzen. 
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Demgegenüber waren bis Mitte 1988 Windenergiekonverter 
mit einer Nennleistung von 4,5 MW installiert. Bis Ende 1988 
sind weitere Windenergieanlagen mit einer Leistung von 4 MW 
geplant; darüber hinaus hat die Elektrizitätswirtschaft den Bau 
von Windgeneratoren mit einer Gesamtnennleistung von 
6,6 MW fest projektiert. 

Auch in Ländern, die oft als nachahmenswertes Beispiel für die 
Nutzung der Windenergie hingestellt werden, wie z. B. Däne- 
mark und die USA (Kalifornien), werden die Zukunftsaussich- 
ten heute nüchterner gesehen. Nachdem dort die z. T. erheb- 
lichen staatüchen Förderimgsmaßnahmen vermindert wurden, 
hat sich die Entwicklung verlangsamt. Derzeit beträgt z. B. der 
auf die Windenergie entfallende Anteil an der Stromerzeugung 
in Dänemark knapp 0,2 v. H., in Kahfornien etwa 1,4 v. H. 

ln der Bundesrepublik Deutschland ist eine breitere Nutzung 
der Windenergie ohne Mitwirkung der Elektrizitätswirtschaft 
nicht zu erreichen. Die Bundesregierung begrüßt daher die 
wachsende Bereitschaft der Elektrizitätsversorgungsunterneh- 
men, sich in diesem Bereich zu engagieren. 


13. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten des Einsatzes 
von Biomasse, von Müll Verbrennung und Deponiegas sowie Erd- 
wärme als Energiequellen? 


1. Beim Einsatz von Biomasse zu energetischen Zwecken ist zwi- 
schen Energiepflanzen und organischen Reststoffen zu unter- 
scheiden. Zum wirtschaftiich ausschöpfbaren Potential wird auf 
die Antwort zu den Fragen 3, 6 und 8 verwiesen. 

a) Energiepflanzen sind 

— schnellwachsende Baumarten und spezielle einjährige 
Energiepflanzen mit hohem Trockenmasseertrag zur 
Gewinnung von Brennstoffen, 

~ hochertragreiche zucker- und stärkehaltige Ackerfrüchte 
für die Umwandlung in Ethanol und hochertragreiche 
Ölfrüchte für den Einsatz im Treibstoffsektor. 

Ein wirtschaftlich nutzbares Potential ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt bei Energiepflanzen nicht gegeben. 

Die Wirtschaftiichkeit der Energiepflanzen wird entschei- 
dend von den Preisen der Konkurrenzenergien, den Zucht- 
erfolgen und dem Stand der Nutzungstechnik beeinflußt. 
Als Markt käme besonders der Kraftstoffsektor in Frage 
(Bioethanol als Kraftstoffkomponente im Benzin und Pflan- 
zenöle als Ersatz für Dieselkraftstoff und Heizöl). 

Die Angaben zu den Herstellkosten von Bioethanol und 
Rapsöl hegen im aUgemeinen zwischen 1,20 und 1,60 DM/ 
Liter. Sie überschreiten damit um mehr als 1 DM je Liter die 
Kosten herkömmhcher Kraftstoffe. Selbst bei Ausnutzung 
des vorhandenen Potentials zur Kostensenkung durch Opti- 
nüerung ist derzeit ein wirtschaftücher Einsatz nicht ab- 
sehbar. 
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Der gelegentlich diskutierte Anbau spezieller Energiepflan- 
zen ist hinsichtlich seiner Wirkungen auf die Umwelt heute 
noch nicht abschließend zu beurteilen. Die Bundesregierung 
ist deshalb der Auffassung, daß vor einem etwaigen großflä- 
chigen Anbau seine Auswirkungen auf die Artenvielfalt, 
mögliche Veränderungen des Wasserhaushalts und andere 
Umweltwirkungen geprüft und wenn notwendig Vorsorge 
zur Vermeidung von Umweltbelastungen getroffen werden 
muß. 


b) Organische Reststoffe 

Organische Reststoffe (aus Land- und Forstwirtschaft, Indu- 
strie, Haushalten) wie organischer Müll und Deponiegas 
werden in der Bundesrepublik Deutschland bereits zur 
Energieerzeugung genutzt. Dies geschieht sowohl aus 
Gründen der Energieerzeugung als auch zur möglichst 
umweltgerechten Entsorgung dieser Rest- und Abfallstoffe. 

Unabhängig von der überwiegenden umweltpolitischen 
Relevanz bei der organischen Reststoffnutzung sieht die 
Bundesregierung in dieser Nutzung auch einen begrüßens- 
werten Energiebeitrag. Insbesondere aus Umweltschutz- 
gründen geht die Bundesregierung von einem stetig wach- 
senden Anteil der organischen Reststoffverwertung an der 
Energieerzeugung in der Bundesrepubük Deutschland aus, 
auch wenn im Vergleich mit Konkurrenzenergien eine Wirt- 
schaftlichkeit teilweise noch nicht erreicht ist (Nutzungs- 
wärmekosten der Holz- und Strohverbrennung 6,6 bis 14,4 
Pf/kWh; Gestehungskosten bei Biogasanlagen 8 bis 15 Pf/ 
kWh; Quelle: Energiegutachten im Auftrag der Landes- 
regierung Baden- Württemberg, 1987, Stuttgart). 

2. Erdwärme aus hydrothermalen Vorkommen ist an vielen Stel- 
len der Erde (z. B. in Kalifornien, Island oder Italien) eine fast 
konventionelle Energiequelle; die Bundesrepublik Deutsch- 
land verfügt nicht über entsprechende Vorkommen. Experi- 
mente unter relativ günstigen geologischen Bedingungen (z. B. 
in Bruchsal im Oberrheingraben) zeigen bisher, daß eine Nut- 
zung zwar technisch, nicht aber zu vertretbaren Kosten möglich 
ist. 

Langfristig stellt die Nutzung der Erdwärme aus trockenem 
heißen Tiefengestein (Hot Dry Rock) eine noch nicht ausrei- 
chend erforschte Option dar, die bei positiven Forschungs- 
ergebnissen für die Wärme und Stromversorgung der Bundes- 
republik Deutschland wesenüiche energie wirtschaftliche 
Bedeutung erreichen könnte. 


14. Hat die Bundesregierung die Absicht, mit den Bundesländern in 
Verhandlungen darüber einzutreten, ob ein nach regionalen Gege- 
benheiten ausgerichteter Einsatz der erneuerbaren Energien geför- 
dert werden kann? 
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Die Länder berücksichtigen regionale Gegebenheiten in ihrer 
Politik in bezug auf erneuerbare Energien und bringen solche 
Gesichtspunkte schon seit längerer Zeit in die Abstimmung mit 
der Bundesregierung ein. Ein hervorhebenswertes Beispiel ist die 
Bund-Länder-Zusammenarbeit im Hinbhck auf die Winderpro- 
bung in Norddeutschland. 


15. Welchen Nutzen zieht die Bundesregierung aus der internationalen 
Zusammenarbeit der Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen 
mit der Wirtschaft für die Anwendimg emeuerbarer Energien? 


Die Bundesregierung zieht aus diesem engen internationalen 
Zusammenwirken vor allem Nutzen in ihrer Forschungs- und 
TechnologiepoUtik, da bei vielen klärüngsbedürftigen For- 
schungsfragen eigene nationale FuE-Bemühungen nicht erforder- 
hch sind; wo weltweit ähnliche Fragestellungen verfolgt werden, 
sichert der internationale Vergleich der Ergebnisse die eigene 
Beurteilung entscheidend ab. 

Daneben ist für die Bundesregierung bei jeder internationalen 
Zusammenarbeit die Stärkung kiütureller, wirtschafthcher und 
pohtischer Beziehungen von großer Bedeutung; die Sonnenener- 
gie ist dabei von besonderem Interesse für eine verbesserte Nord- 
Süd- Zusammenarbeit. 

Vergleiche dazu auch die Antwort zu Frage 35. 


16. Welche Energie technologien im Bereich der emeuerbaren Ener- 
gien haben die Marktreife erreicht, und wo sieht die Bundesregie- 
rung weiteren Forschimgsbedarf? 


Technisch stehen bei den erneuerbaren Energiequellen vielfach 
Lösungen bereit, die keinen grundsätzlichen Forschungsbedarf 
mehr aufwerfen. Dieser Aussage widerspricht nicht, daß eine 
Weiterentwicklung der in der Tabelle aufgehsteten Technologien 
möghch ist 

— im Hinbhck auf Produktreife und Detailoptimierung, die nur in 
Wechselwirkung mit Markt und Anwendung bearbeitbar ist 
und daher warten muß, bis Märkte möghch sind; 

— im Hinbhck auf alternative Ausgestaltung, wie sie beispiels- 
weise durch neue Werkstoffe möghch werden kann. 

Insofern sieht die Forschungspohtik keine der in der folgenden 
Tabelle auf geführten Techniken als abgeschlossen an, sondern 
sie berücksichtigt in ihrem Förderangebot, daß überall neue, 
interessante und aussichtsreiche Ansätze auftauchen können. 

Forschungs- und Entwicklungsbedarf hegt also insbesondere vor, 
wenn die rechten drei Spalten angekreuzt sind; die Förderung des 
BMFT bezieht sich aber auch auf Maßnahmen der zweiten Spalte 
(Anwendungserprobung und Sicherung hoher Lebensdauer der 
Systeme). 
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17. Welche Gründe sind nach Auffassung der Bundesregierung dafür 
maßgebend, daß Entwicklungen und Fortschritte bei erneuerbaren 
Energiegewinnungssystemen noch nicht zufriedenstellend sind? 


Der Entwicklungsstand der erneuerbaren Energien kann- jeden- 
falls vor dem Hintergrund der Erwartungen in den 70er Jahren - 
als noch nicht zufriedenstellend bezeichnet werden. Er unter- 
scheidet sich weltweit nicht wesentüch. 

Die Bundesregierung hat den erneuerbaren Energien über lange 
Phasen und auch gegenwärtig hohe finanzielle FuE-Förderung 
zugewiesen. Außerdem hat sich die Wirtschaft zunehmend enga- 
giert. Die Bundesregierung sieht daher finanzielle Engpässe nicht 
als Ursache dafür an, daß erneuerbare Energien nicht kostengün- 
stiger genutzt werden können. Kein erfolgversprechendes For- 
schungs- und Entwicklungsprojekt scheitert an einem Mangel an 
Fördermitteln. Vielmehr werfen die erneuerbaren Energien 
grundsätzhch wegen ihrer geringen Leistimgs- und Energiedichte 
Kostenprobleme auf, deren Beherrschbarkeit nicht als selbstver- 
ständhch angenommen werden kann. 

Gute Lösungen hängen auch von den Entwicklungen in anderen 
Wissenschaft- und Technikbereichen ab. Sollte z. B. in Zukunft bei 
Photovoltaik, Windkraft oder Hot Dry Rock-Geothermie ein 
Durchbruch gelingen, wird dieser Durchbruch wahrscheinlich 
wesentlich auf Fortschritten beruhen, die in der Grundlagenfor- 
schung z. B. Materialforschung oder ganz anderen Wissenschafts- 
zweigen zwischenzeithch erzielt werden. Es kommt daher auch 
für den Erfolg der Entwicklung erneuerbarer Energien darauf an. 
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die wissenschaftlich-technische Forschung und Entwicklung in 
großer Breite voranzubringen und neue Möglichkeiten immer 
wieder auf ihre Anwendbarkeit in diesem Bereich zu überprüfen. 


18. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirtschaftlichkeit erneuer- 
barer Energien, und bei welchem Marktpreis für Energie sieht sie 
die Schwelle der Wettbewerbsfähigkeit? 


Die Fragen zur Wirtschaftlichkeit sind bei den Antworten zu den 
Fragen 6 und 7 behandelt. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
eine Untersuchung zu der angesprochenen Fragestellung durch- 
führen zu lassen. Diese soll Aufschluß über die Äquivalenzpreise 
(z. B. von Öl und Kohle) geben, bei denen die verschiedenen 
Anwendungen erneuerbarer Energien wirtschaftlich sind. Damit 
soll eine allgemeinere und längerfristig gültige Basis für die 
Bewertung der Wirtschaftlichkeit der erneuerbaren Energiequel- 
len auch im Hinblick auf Aussagen zur Schwelle der Wettbe- 
werbsfähigkeit geschaffen werden, die heute noch nicht verfüg- 
bar sind. 


19. Welche wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gelten für die er- 
neuerbaren Energien besonders im Strombereich, und welche 
Möghchkeiten der Verbesserung sieht die Bundesregierung? 


Die vürtschaf fliehen Rahmenbedingungen für erneuerbare Ener- 
gien ergeben sich in erster Linie aus dem marktwirtschaftlichen 
Wechselspiel von Angebot und Nachfrage. Daneben spielen 
staatliche Förderbedingungen eine Rolle, die zu Frage 11 darge- 
stellt sind, einschließlich der Förderung von Information und Bera- 
tung zur Verbesserung der Markttransparenz. 

Neben den Erzeugungskosten ist die Höhe der Erlöse von großer 
Bedeutung, die bei Einspeisung des Stroms in öffentliche Netze 
erzielt werden kann. Die Bundesregierung setzt sich seit langem 
dafür ein, daß für die Einspeisung von Strom angemessene Kondi- 
tionen angeboten werden. Sie hat darauf hingewirkt, daß 1979 
zwischen Industrie und Elektrizitätswirtschaft eine Vereinbarung 
über stromwirtschaftliche Zusammenarbeit geschlossen wurde. 
Diese Vereinbarung enthält insbesondere Maßstäbe für die Be- 
rechnung der Einspeiseentgelte. Maßgebend ist der betriebsvürt- 
schaftlich anerkannte Grundsatz der vermiedenen Kosten. Die 
Vereinbarung wurde mit der 4, Kartellgesetznovelle durch einen 
speziellen Mißbrauchstatbestand flankiert. Die Verbände haben 
die Vereinbarung 1985 verbessert. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat in den letzten beiden 
Jahren in Verhandlungen mit der Elektrizitätswirtschaft erreicht, 
daß die Vergütungsmaßstäbe weiter verbessert werden, um die 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen zu för- 
dern. Die Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) hat 
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daraufhin ein neues Vergütungsmodell erarbeitet, das sich nun- 
mehr an den langfristig vermiedenen Kosten der Elektrizitäts- 
erzeugung orientiert. 

Das neue Modell berücksichtigt daher über die vermiedenen 
Brennstoffkosten hinaus verstärkt den Gesichtspunkt der Einspa- 
rung von Kraftwerkskapazität durch eine Vielzahl von Einspei- 
sungen. Wie hoch die anteihge Vergütung für ersparte Festkosten 
im Einzelfall ist, hängt von der jeweüigen Verfügbarkeit der 
Leistung im konkreten Fall ab. Der Verfügbarkeitszuschlag ist 
daher bei Wasser und Wind naturgemäß unterschiedlich. Die Bun- 
desregierung hält wie auch das Bundeskartellamt dieses Modell 
für eine angemessene Lösung. Es wird zur Zeit in die Praxis 
umgesetzt. In die Verbändevereinbarung zwischen Elektrizitäts- 
wirtschaft und Industrie wird das Modell aufgenommen. 

Bei der Beurteilung der Ergebnisse dieses Modells im Einzelfall 
muß man berücksichtigen, daß die Einspeise Vergütung den 
Grundsatz der Kostenorientierung nicht aufgeben darf, wenn man 
die Einspeiser nicht durch die Gesamtheit der Stromverbraucher 
subventionieren will. 

Im übrigen setzt sich die Bundesregierung für eine Verbesserung 
der wirtschafthchen Rahmenbedingungen ein, indem sie sich im 
Bereich von Solar- und Windanlagen für die grenzüberschrei- 
tende gegenseitige Anerkennung von Prüf- und Zulassungsbe- 
dingungen einsetzt und Bestrebungen zur Vereinheitlichung der 
Bedingungen unterstützt. 


20. Auf welche Weise kann der erreichte technische Stand bei der 
Nutzung emeuerbarer Energiequellen über die gegenwärtige 
Niedrigpreisphase hinweg gehalten werden? 


Durch die gegenwärtige Niedrigpreisphase ist die Wirtschafthch- 
keit technisch ausgereifter erneuerbarer Energieerzeugungs- 
systeme in die Zukunft verlagert worden. Dies gilt insbesondere 
für die Systeme, die im Wärmemarkt unmittelbar gegen Öl und 
Gas konkurrieren, wie beispielsweise Wärmepumpen und Solar- 
kollektoren. Es besteht die Gefahr, daß Unternehmen ihre Ent- 
wicklungen wegen zu entfernter Marktreife aufgeben und ein 
„technologischer Fadenriß" eintritt. 

In diesem Zusammenhang unterstützt die Bundesregierung For- 
schimg, Entwicklung und Erprobung der erneuerbaren Energien 
in ihrer ganzen Breite. Sie hat ausreichend Mittel bereitgestellt, 
um jedes erfolgversprechende Forschungsprojekt zu fördern. Sie 
läßt derzeit untersuchen, welche zusätzhchen Demonstrationsför- 
dermaßnahmen gerechtfertigt sind. Hierbei wird insbesondere ein 
größeres Windenergieprogramm bis in die Größenordnung eini- 
ger 100 Windkraftanlagen bzw. 100 MW instalherter Leistung in 
die Prüfung einbezogen. 

Ferner wird sie Modellvorhaben fördern, die die logistischen, 
ökologischen und technischen Probleme beim Einsatz von Ener- 
giepflanzen klären sollen. 


23 



Drucksache 11/2684 


Deutscher Bundestag - 1 1 , Wahlperiode 


Auch auf internationaler Ebene unterstützt die Bundesregierung 
maßgeblich Forschungs- und Demonstrationsprogramme für er- 
neuerbare Energien. Besonders über die EG wurden dabei zahl- 
reiche Projekte in der Bundesrepublik Deutschland mitfinanziert. 

Die Bundesregierung hat außerdem eine verbesserte Vergütung 
für den aus emeuerbaren Energien erzeugten Strom erreicht und 
damit die Rahmenbedingungen für stromerzeugende erneuerbare 
Energien verbessert. 

Mit nachdrücklicher Unterstützung der Bundesregierung hat der 
Europäische Rat im Februar 1988 eine Erklärung zu nachwach- 
senden Rohstoffen gefaßt, die zu einer Rohstoffverbilligung 
zumindest für Pilot- und Demonstrationsprojekte führen soll. 

Darüber hinaus erleichtert die Bundesregierung seit Jahren den 
Eintritt erneuerbarer Energien in den Markt durch Investitionszu- 
lagen und steuerüche Vergünstigungen. Allerdings wurden diese 
Hilfen nur in verhältnismäßig begrenztem Umfang für Wind-, 
Solaranlagen und Wärmepumpen in Anspruch genommen. Das 
vorgesehene Auslaufen dieser Hilfen wird daher den entspre- 
chenden Markt nur unwesentlich beeinflussen. Es ist deutlich 
geworden, daß nur zusätzüche Subventionen von ganz erheb- 
lichem Umfang die Marktgängigkeit der erneuerbaren Energien 
entscheidend verbessern könnten. Dabei ist nicht absehbar, wann 
solche Hüfen wieder entbehrhch würden. Die Bundesregierung 
hält solche Fördermaßnahmen, die dem geplanten Subventions- 
abbau widersprächen, für einen falschen Weg. Sie kann im Rah- 
men ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik die heute fehlende Wirt- 
schaftlichkeit erneuerbarer Energien nicht durch Dauersubventio- 
nen oder eine die Kostenunterschiede ausgleichende steuerliche 
Belastung konkurrierender Energieträger ersetzen. Höhere Ver- 
brauchsteuem verbessern zwar tendenziell die Wettbewerbs- 
fähigkeit der erneuerbaren Energien, dürfen aber die internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft nicht nach- 
haltig verschlechtern. 


21. In welchem Maße bezieht die Bundesregierung in ihre energiepoli- 
tischen Überlegungen die Land- und Forstwirtschaft als Energie- 
lieferant mit ein? 


Die Energiepoütik der Bundesregierung stellt darauf ab, daß alle 
verfügbaren Energieträger genutzt werden. Deshalb werden auch 
die von der Land- und Forstwirtschaft erzeugten Energieträger in 
die energiepoütischen Überlegungen einbezogen. 

Da bislang die Verwendung landwirtschaftlicher Produkte als 
Nahrungsmittel eindeutig im Vordergrund steht, bheben die 
Techniken zur Erzeugung und Nutzung von Biomasse als er- 
neuerbare Energieträger hinter ihren Möglichkeiten zurück. 

Um diese Möglichkeiten besser auszuschöpfen, werden von der 
Bundesregierung im Rahmen ihrer Vorsorgestrategie umfang- 
reiche Forschungsvorhaben gefördert, die der Züchtung geeig- 
neter Energiepflanzen sowie der Optimierung der Umwandlungs- 
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und Einsatzverfahren auch unter Umweltaspekten dienen. Dabei 
wurden bereits in den letzten Jahren beachtliche Fortschritte 
erzielt. Die Bundesregierung wird diese Politik fortsetzen. 


22. Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung in ihrer Agrar- und 
Energiepolitik angesichts des Überangebots an Agrarprodukten 
und der Begrenztheit der fossilen Energieträger, der Umstellung 
der Agrarproduktion und dem Biomassepotential, der Land- und 
Forstwirtschaft bei? 


Zum energiepolitischen Stellenwert wurde in der Antwort zur 
Frage 21 Stellung genommen. 

Unter den agrarpolitischen Aspekten ist besonders hervorzu- 
heben, daß bei der Begrenzung der Nahrungsmittelüberproduk- 
tion in Zukunft zunehmend Ackerflächen frei werden, die auch 
für den Energiepflanzenanbau genutzt werden könnten. Die Bun- 
desregierung unterstützt daher alle Arbeiten, die der Erforschung, 
Entwicklung und Demonstration solcher Möglichkeiten dienen. 
Die Bundesregierung begrüßt deswegen auch bereits laufende 
und in Vorbereitung befindliche EG-Maßnahmen z. B. den Vor- 
schlag der EG-Kommission für einen Ratsbeschluß über ein erstes 
mehrjähriges Forschungsprogramm zur agrarindustriellen und 
technischen Entwicklung (ECLAIR). 

Bevor ein spezieller Energiepflanzenanbau erfolgen kann, sind 
eine Reihe von schwierigen Abwägungen von Wichtigkeit, z. B. 
finanz-, agrar- und umweltpohtischer Art (vergleiche auch die 
Antwort zu Frage 13). Diese Überlegungen sind national und im 
EG-Rahmen im Gange. 


23. Welche Möglichkeiten gibt es nach Ansicht der Bundesregierung, 
die heimische Holzproduktion und neue Holzaufschlußverfahren 
zur Deckung des Energiebedarfs heranzuziehen? 


Die Möglichkeiten der energetischen Nutzung von Rohholz sind 
begrenzt durch die nutzbare Menge auf der einen und durch die 
Bereitstellungskosten auf der anderen Seite. Eine volle Ausschöp- 
fung findet derzeit aus Kostengründen nicht statt.. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden vom jährlichen Holz- 
einschlag in Höhe von rund 30 Mio. Festmeter 90 v. H. höherwer- 
tig zur Herstellung von Schnittholz, Spanplatten, Zellstoff usw. 
genutzt und nur rund 10 v. H. verbrannt. In der Holz- und Papier- 
wirtschaft spielt dabei die Energieerzeugung aus Holzresten zwar 
eine wichtige Rolle; an der untergeordneten Bedeutung von Holz 
als Energielieferant würde sich aber in absehbarer Zeit auch bei 
einer Nutzung freiwerdender Agrarflächen mit schnellwachsen- 
den Hölzern im Kurzumtrieb nicht viel ändern, weil selbst bei 
kostengünstigeren Anbau-, Pflege- und Ernteverfahren für Holz 
als Energieträger eine Wettbewerbsfähigkeit nicht absehbar ist. 
Auch die hohen Transportkosten erschweren eine breite Nutzung 
von Holz als Energielieferant. Abgesehen von der Eigenenergie- 
versorgung innerhalb der Holz- und Papierwirtschaft dürfte die 
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Energie ge winnung aus Holz deshalb vorerst weiterhin nur von 
lokaler Bedeutung bleiben. Die Bundesregierung sieht daher die 
Zukunft des Holzes in den traditionellen Einsatzmöglichkeiten 
sowie zunehmend in der Bereitstellung hochwertiger Rohstoffe für 
vielfältige industrielle Verwendungsbereiche, wobei zunehmend 
die Herstellung von Zellstoff und Chemiegmndstoffen eine Rolle 
spielen dürfte. 


24. Ist es nach Ansicht der Bundesregierung agrar- und energiepoli- 
tisch wünschenswert, wenn Landwirte zunehmend selbsterzeugte 
Agrarprodukte zur hof eigenen Energieversorgung (Heizung, 
Kraftstoffersatz, Müchkühlung) verwenden? 


Die Bundesregierung unterstützt durch staatliche Förderpro- 
gramme, vermehrt Stroh-, Holzfeuerungs- und Biogasanlagen in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben zu installieren. Neben 
den Energierohstoffen, die im Zuge des landwirtschaftlichen Pro- 
duktionsprozesses meist als Rest- und Abfallstoffe anfallen, wird 
in letzter Zeit, bedingt durch die zunehmend zur Verfügung 
stehenden Anbauflächen, auch ein spezieller Energiepflanzenan- 
bau diskutiert. Für die hofeigene Energieversorgung hat wegen 
der niedrigen Einstandskosten die Nutzung von Rest- und Abfall- 
holz sowie -stroh eine gewisse Bedeutung erlangt. Das Hauptan- 
wendungsgebiet liegt im Bereich der Wohnhausheizung. 

Das in tierischen Exkrementen enthaltene Energiepotential läßt 
sich durch die Biomethanisierung in Biogas, einen hochwertigen 
und vielseitigen Energieträger umwandeln. Dieses Gas ist jedoch 
nur zu einem geringen Teü wirtschaftlich nutzbar, solange nicht 
vermiedene Entsorgungskosten gutgeschrieben werden können. 

Von der Wärmerückgewinnung aus der Müchkühlung kann unter 
Berücksichtigung der derzeitigen Betriebsgrößenstruktur nur ein 
Teü der müchviehhaltenden Betriebe Gebrauch machen. 

Darüber hinaus wäre denkbar, daß landwirtschaftsnahe Verarbei- 
tungsbetriebe wie Trocknungsanlagen, Molkereien und Braue- 
reien, durch die Ganzpflanzenverbrennung mit Wärmeenergie 
versorgt werden. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß noch Möglichkeiten 
bestehen, durch Nutzung eigener Energiequellen Kosten für den 
Zukauf von Fremdenergie einzusparen. Grundsätzhch gilt auch 
hier, daß die Einführung neuer Technologien zur stärkeren Nut- 
zung eigener Energiepotentiale nicht Selbstzweck sein kann, son- 
dern wirtschaftlich und ökologisch vertretbar sein muß. 


25. Wie beurteilt die Bimdesregiemng insbesondere die Stromgewin- 
nung aus Sonnenenergie in der Bxmdesrepublik Deutschland? Wie 
ist insbesondere der derzeitige Erkenntnisstand über die technische 
Machbarkeit und die Wirtschafthchkeit? 


Stromerzeugung aus Sonnenenergie ist unter den Klimabedin- 
gungen der Bundesrepublik Deutschland am ehesten mittels 
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photovoltaischer Solarzellen möglich. Solche Zellen sind tech- 
nisch in verschiedenen Formen und aus verschiedenen Materia- 
lien machbar und am Markt verfügbar. 

Langfristig stabile Photozellen werden insbesondere auf der 
Grundlage kristallinen Süiziums hergestellt; hinsichtlich der ak- 
tuellen Herstellkosten angebotener Zellen ist von einer großen 
Bandbreite auszugehen. Naturgemäß fertigen weder Firmen 
kostenoptimal, die im wesenthchen Versuchsfertigung durchfüh- 
ren (wie in Deutschland übüch), noch Firmen, die industriell 
fertigen, aber ihre Kapazität bei weitem nicht auslasten. In dieser 
Situation sind die vom Marktangebot her bekannten Preise eher 
Indikatoren für Marketingstrategien als für die Herstellkosten, die 
bedeutend höher hegen dürften. 

Alle bekannten Betrachtungen wie auch das Marktgeschehen 
zeigen, daß Anwendungen der Photovoltaik mit der verfügbaren 
Technik nur in schmalen Anwendungsfeldem (z. B, Taschenrech- 
ner, Hobby- und Freizeitmarkt, Hindernisbefeuerung, dörfliche 
Energieversorgung in der Dritten Welt, kommunikationstech- 
nische Anwendung, wie z. B. Relaisstationen und Femsehumset- 
zer) schon heute wirtschafthch und marktgängig sind. Dagegen 
sind größere photovoltaische Kraftwerke bei weitem nicht wettbe- 
werbsfähig, da ihre Stromerzeugungskosten mit etwa 2 DM/kWh 
kalkuhert werden müssen. 

Der in den Forschungslabors vorliegende Erkenntnisstand erlaubt 
die Vorhersage, daß eine optimierte Fertigungsanlage (Entwick- 
lungs-, Planungs- und Bauzeit etwa fünf Jahre) Module aus kri- 
stalhnen Silizium-Solarzellen herstellen könnte, deren Herstell- 
kosten den heutigen nicht kostendeckenden Weltmarktpreisen in 
etwa entsprächen. Kostenanalysen, die auch den kostensenken- 
den Fortschritt bei anderen Systemkomponenten berücksichtigen, 
kommen zu Stromkostenprognosen aus photovoltaischen Kraft- 
werken in der Bundesrepublik Deutschland von 0,5 bis 2 DM pro 
kWh; die Unterschiede erklären sich aus verschiedenen Annah- 
men zu Technik und Finanzierung. 

Weitere Kosten und dauerhafte Preisabsenkungen sind daher auf 
positive Ergebnisse längerfristig angelegter Forschungs- und Ent- 
wicklungsprogramme angelegt, die auch alternative Materiahen 
und Verfahren (Fohengießen, amorphes Sihzium, Verbindungs- 
halbleiter, Tandemstrukturen u. a. m.) einschließen. Weitere, 
wesenthche Kostensenkungen lassen sich von daher vermuten, 
die die Marktgängigkeit der Photovoltaik wesentlich verbessern 
werden. 

Eine Perspektive wirtschaftlich wettbewerbsfähiger Großstrom- 
erzeugung ist aus der Sicht heutiger Erkenntnisse nicht absehbar, 
wenn auch langfristig nicht auszuschheßen. Deshalb begrüßt die 
Bundesregierung entsprechende Experimente der deutschen 
Eie ktrizitäts Wirtschaft. 


26. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit der verstärkten 
Sonnenenergienutzung durch die Solararchitektur? 
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Die Solararchitektur verbindet sowohl konzeptionell als auch wirt- 
schaftlich konventionelle Bautechniken mit neuen Solartechnolo- 
gien zur Einsparung von Energie. Die Bundesregierimg sieht in 
diesen Möglichkeiten eine der ersten wirtschaftlichen Anwen- 
dungen der Solartechnik mit langfristig großem Heiz-Energie- 
Einsparpotential. Die Solararchitektur zählt auch umweltpolitisch 
zu den attraktivsten Verfahren der Nutzung emeuerbarer Ener- 
gien. 

Fenster und andere transparente Gebäudeflächen werden bereits 
heute zur Energieeinsparung und Nutzung der Sonnenenergie 
eingesetzt. Forschungsergebnisse über Solargewinne durch 
geeignete Verglasungen und andere ergänzende Maßnahmen 
lassen künftig eine weitere verbesserte Sonnenenergienutzung 
bei Gebäuden erwarten. 

Wichtig für die Erreichung guter Ergebnisse ist, daß nach Mög- 
lichkeit bereits bei der Errichtung von Gebäuden die Sonnenener- 
gienutzung eingeplant wird und eine möglichst enge Zusammen- 
arbeit zwischen Architekt, Ingenieur und Bauherrn erfolgt, auch 
um neben optimaler Energiegewinnung optimale Komfortbedin- 
gungen zu erreichen. 

Die heute bekannten imd technisch verfügbaren Maßnahmen 
werden durch die laufende Forschung und Entwicklung mit 
BMFT- Förderung erweitert? hervorzuheben ist das Solarapertur- 
Verbundvorhaben des Fraunhofer-Instituts für Solare Energie- 
systeme, in dem u. a. transparente Wärmedämmateriahen entwik- 
kelt rmd anwendungstechnisch erprobt werden, die auch als 
Nachrüsttechnik im Altbaubestand solare Energiegewinne und 
verbesserte Wärmedämmung bringen können. 


27. Wie beurteüt die Bundesregierung die Solarenergienutzung im 
Zusammenhang mit der Wasserstoff erzeugung, und in welchem 
Umfang beabsichtigt sie, solche Projekte voranzutreiben? 


Wasserstoff hat auch heute schon Anwendungsgebiete als Ener- 
gieträger und in der chemischen Industrie. Den Einsatz von Was- 
serstoff im Wettbewerb mit anderen Energieträgern auszuweiten, 
ist keine technische, sondern in erster Linie eine Kostenfrage. 
Insofern kann Sonnenenergie als Primärenergiequelle für Wasser- 
stoff erst dann kommerziell eingesetzt werden, wenn die Solar- 
technik und insbesondere die solare Stromerzeugung ausreichend 
kostengünstig geworden ist. 

Die Bundesregierung hat 1987 einen Sachverständigenkreis um 
Empfehlungen zur Forschungs- und Förderstrategie zum Thema 
solarer Wasserstoff gebeten, die seit Anfang 1988 vorliegen. Die 
Bundesregierung geht auf dieser Grundlage davon aus, daß die 
erste Forschungspriorität bei der Entwicklung der Photovoltaik 
liegt - daß aber zugleich bereits kritische Fragen anderer System- 
komponenten (z. B. solarthermische Stromerzeugung, Elektroly- 
seure und Brennstoffzellen) sowie Fragen des systemtechnischen 
Zusammenspiels von Solar- und Wasser stofftechnik untersucht 
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werden sollen. Letzteres geschieht insbesondere in den Förder- 
projekten Solar-Wasserstoff-Bayem in der Oberpfalz sowie 
HYSOLAR zusammen mit Saudi-Arabien; diese Vorhaben fördern 
die Länder Bayern bzw, Baden-Württemberg mit. 

Der Umfang jährücher Zuwendungen für die Erforschung dieser 
Fragestellungen hegt allein beim BMFT in der Größenordnung 
von 100 Mio. DM pro Jahr. 


28. Welche Bedeutung hat das bisherige Fehlen geeigneter Strom- und 
Wärmespeicher für die Nutzung regenerativer Energien, und 
welche Möglichkeiten, Forschung und Entwicklrmg von geeig- 
neten Speichersystemen für Strom und Wärme verstärkt zu fördern, 
sieht die Bundesregierung? 


Strom- und Wärmespeicher sind technisch in einiger Vielfalt ver- 
fügbar (z. B. elektrochemische Batterien, Druck- und Pumpspei- 
cher, Warmwassertanks und Latentwärmespeicher). Wünschens- 
wert wären kostengünstigere Lösungen. 

Beim Einsatz erneuerbarer Energien im Verbundbetrieb mit kon- 
ventionellen Energieträgern (z. B. Windkraftanlagen oder Solar- 
kraftwerke im Netzverbund, Wind-Diesel-Systeme, Solarkollek- 
toren mit Ergänzungsheizung) besteht kein Speicherproblem. 

Einige Solaranwendungen können auch ohne Energiespeicher 
arbeiten, weil sie das Speicherproblem auf das Produkt verlagern 
(z. B. solare Trink wasserpumpen, die bei guter Sonneneinstrah- 
lung Trinkwasservorräte pumpen). Biomasse ist gespeicherte 
Energie und bedarf daher ledighch konventioneller Lagerung. 

Insofern steht der Nutzung emeuerbarer Energien das Fehlen 
bühgerer Energiespeicher in vielen Fällen nicht im Wege. Natür- 
hch könnten insbesondere im autonomen dezentralen Einsatz 
emeuerbarer Energien zusätzüche Anwendungen technisch- wirt- 
schafthch praktikabel werden, wenn billigere und effizientere 
Speichersysteme verfügbar wären. 

Die Bundesregierung hat daher wiederholt ihre Bereitschaft 
erklärt, jeden geeignet erscheinenden Forschungsvorschlag zu 
fördern; allerdings ist es trotz vielfach auch gezielter Ansprache 
von Wissenschaftlern bisher nicht gelungen, Durchbrüche zu er- 
zielen. 

Besondere Aufmerksamkeit widmet die Bundesregierung der 
jüngsten Entwicklung der Supraleitung, um bei Verfügbarkeit 
geeigneter Werkstoffe die Möglichkeiten kostengünstigerer 
Stromspeichersysteme frühzeitig auszuloten. 


29. Welchen Forschungsbedarf sieht die Bundesregierung auf dem 
Gebiet des Energie- (Strom-) transports (z. B. Supraleitfähigkeit) und 
auf dem Gebiet der Energieumwandlung (z. B. Wasserstofftechno- 
logie)? 


Grundsätzlich hat die Bundesregierung anwendungsorientierte 
Forschungs- und Entwicklungsprojekte zum Stromtransport ganz 
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der interessierten Industrie überlassen. Grundlagenfragen, wie 
z. B. die Entwicklung der Supraleitung werden vom BMFT im 
Bereich Physikalische Technologien gefördert. Sobald die dortige 
Entwicklung zu brauchbaren Werkstoffen geführt hat, wird die 
Bundesregierung prüfen, ob die dann einsetzenden Anwendungs- 
entwicklungen (z. B. zum Stromtransport) gefördert werden 
müssen. 

Zum Wasserstoff wurde in der Antwort zu Frage 27 Stellung ge- 
nommen. 


30. Welche anderen Energieträger kommen für eine stärkere Solar- 
energienutzimg außer Wasserstoff noch in Frage? 


In erster Linie wird solar erzeugte Elektrizität unmittelbar, d. h. 
ohne weitere Wandlung und Verluste verbraucht werden. Fragen 
der Speicherung stellen sich erst bei erheblichen solaren Versor- 
gungsanteilen in einem Netz. 

Auch bei einem interkontinentalen Energietransport wäre die 
direkte Weiterleitung der Elektrizität selbst das zunächst bevor- 
zugte Mittel, insbesondere wenn supraleitende Transportkabel 
kostengünstig einsetzbar werden sollten. Sollte sich in einer 
späteren Zukunft ohne dominanten Versorgungsanteil fossiler 
und nuklearer Energieträger die Notwendigkeit solar erzeugter 
chemischer Energieträger erweisen, werden auch andere chemi- 
sche Substanzen als Wasserstoff in Frage kommen. Aus heutiger 
Sicht kann auch für solche Szenarien nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß die technischen Systeme der solaren Strom- oder Was- 
serstof ferzeugung, der Biomasseerzeugung und -nutzung imter- 
legen bleiben könnten. 

Für solare Wärmeerzeugung werden weiträunüg zu verteilende 
Sekundärenergieträger aller Voraussicht nach nicht benötigt; 
solare Haus- und Nahwärmesysteme können mit Warmwasser als 
Wärmeträgermedium betrieben werden. 


31. Könnte nach Auffassung der Bundesregierung ein Projekt zur groß- 
technischen Erzeugung von Wasserstoff auf photovoltaischer Basis 
in der Größenordnimg von 10 MW Dauerleistimg wesentlich neue 
Erkeimtnisse über die technische Realisierbarkeit und Wirtschaft- 
lichkeit erbringen und wäre eine Projektstudie dazu nützlich? 


Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wäre ein solches 10 MW-Projekt so 
weit außerhalb wirtschaftücher Darstellbarkeit, daß eine Projekt- 
studie keinen zielführenden Erkenntnisfortschritt erbringen 
könnte. 

Wie in den Antworten zu den Fragen 25 und 27 ausgeführt, ist 
zunächst eine photovoltaische Technologie zu finden und zu ent- 
wickeln, die deutlich niedrigere Herstellkosten verspricht als die 
gesicherte Technik von heute. 
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32. Wie hoch sind die Forschungsausgaben für nukleare Energiefor- 
schung und nichtnukleare Energieforschung einschließlich er- 
neuerbarer Energiequellen auf staatlicher Seite und geschätzt für 
den Bereich der Privatwirtschaft? 


Die Forschungs- und Entwicklungsausgaben für nukleare und 
nichtnukleare Energietechniken der Bundesregierung betrugen: 


Angaben in Mio. DM Jahr 

1985 

1988 

(SoU) 

nukleare Energieforschung (einschließ- 
lich Reaktorsicherheitsforschung) 

1 565 

714 

Kernfusion 

107 

201 

Kohle und andere fossüe Energieträger 

308 

211 

erneuerbare Energiequellen 

207 

260 


Zeitreihen von 1984 bis 1988 sind jüngst im Bundesforschungsbe- 
richt 88 veröffentlicht worden. Seit dem Erhebungszeitpunkt zum 
Bundesforschungsbericht haben Nachmeldungen und Nach- 
besserungen der Budgetansätze den Gesamtbetrag für erneuer- 
bare Energien auf etwa 260 Mio. DM erhöht. Dabei sind Aufwen- 
dungen zur Förderung energietechnischer Vorhaben im Bereich 
der Bautechnik in Höhe von rd. 3 Mio. DM enthalten. 

Bei der Bewertung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, daß die 
Erforschtmg der Nukleartechnik wegen ihrer besonderen Sicher- 
heitsaspekte erhebliche Aufwendungen erfordert tmd letztlich in 
großen Leistungseinheiten realisiert werden muß; demgegenüber 
ist die Forschung und Entwicklung bei erneuerbaren Energien in 
kleinen Einheiten ohne besondere Sicherheitsprobleme möglich 
und vorteilhaft und auf die dezentralen Anwendungsmöglichkei- 
ten abgestimmt. 

Die von der Bundesregierung bereitgestellten Fördermittel rei- 
chen bei der Erforschung erneuerbarer Energien aus, jedes erfolg- 
versprechende Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrations- 
projekt fördern zu können. Für die private Wirtschaft sind Zahlen 
nach Energieträgern aufgegliedert nicht verfügbar. Hier ist ledig- 
lich bekannt, daß im Wirtschaftszweig „Elektrizitäts-, Gas-, Fern- 
wärme- und Wasserversorgung" die Gesamtaufwendungen für 
FuE der Wirtschaft gemäß Erhebung der „SV-Gemeinnützige Ge- 
sellschaft für Wissenschaftsstatistik mbH", Essen, in 1985 1344,2 
Mio. DM betrugen; darunter wurden von der Wirtschaft selbst 659 
Mio. DM finanziert. Eine Aufschlüsselung dieser Aufwendungen 
nach Energieträgern ist lücht bekannt. 

33. Welche staatlichen Forschungsinstitute im Hochschulbereich, in 
den Großforschungseinrichtungen und im außeruniversitären Be- 
reich bearbeiten in größeren Einheiten Forschungsprobleme ün 
Bereich erneuerbarer Energiequellen (alle im einzelnen mit Namen 
und Anschrift)? 

Die der Bundesregierung bekannten staatlichen Forschungsstel- 
len im Bereich erneuerbarer Energien sind in der beigefügten 
Liste auf geführt (siehe Seite 39). 
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Die von den Ländern Baden- Württemberg, Hessen und Nieder- 
sachsen ins Leben gerufenen Forschungsinstitute bzw. Zentren in 
Stuttgart/Ulm, Kassel und Hameln/Hannover sind keine staat- 
lichen Forschungsinstitute im engeren Sinne; sie seien jedoch 
ergänzend erwähnt, da sie mit Arbeitsaufnahme eine zuneh- 
mende Rolle bei der Erforschung erneuerbarer Energien spielen 
dürften. 

Um eine vollständige Liste insbesondere für den fachlichen Infor- 
mationsbedarf erarbeiten zu lassen, hat der Bundesminister für 
Forschung und Technologie die Bürger-Information-Neue-Ener- 
gietechniken (BINE) beim Fachinformationszentrum Energie, 
Physik, Mathematik mit der Erstellung eines sogenannten Adreß- 
Handbuchs der erneuerbaren Energien beauftragt, das auch die 
Tätigkeitsfelder der Unternehmen und Gruppen darstellen soll. 


34. Wie beurteilt die Bundesregierung die Forschung und Entwicklung 
für emeuerbare Energiequellen im Bereich der Wirtschaft? 


Die Bundesregierung begrüßt das Engagement der Wirtschaft für 
Forschung, Entwicklung und Erprobung erneuerbarer Energien; 
grundsätzlich erkennt die Bundesregierung an, daß eine wesent- 
liche Steigerung dieses Engagements - so wünschenswert es im 
Hinblick auf Langfristaspekte der Energie- und Umweltpolitik 
ist - auf wesentlich günstigere wirtschaftliche Markt- und Anwen- 
dungschancen angewiesen wäre als sie zur Zeit vorliegen. 

Unter dem gebotenen Vorsorge denken sieht die Bundesregierung 
allerdings nicht nur eine staatliche Verantwortung und Verpflich- 
tung, sondern auch eine Aufgabe für die Energiewirtschaft sowie 
für industrielle Großunternehmen. 

Die Bundesregierung geht daher davon aus, daß die erweiterten 
Förderangebote des Staates im Bereich Forschimg, Entwicklung 
und Breitenerprobung auch in Partnerschaft von Energiewirt- 
schaft und Industrie aufgegriffen werden; dabei sollten auch 
kleine und mittlere Unternehmen mitwirken können, die nicht 
vergleichbare Möglichkeiten haben, mit erheblichen Eigenmit- 
teln Langfriststrategien zu verfolgen. 


35. Welche internationale Zusammenarbeit gibt es im Bereich erneuer- 
barer Energiequellen im staatlichen Bereich, und wie beurteilt die 
Bundesregierung diese Zusammenarbeit? 


Erneuerbare Energien sind Gegenstand vielfacher internationaler 
Kontakte im staatlichen Bereich, um die internationale Zusam- 
menarbeit von Wissenschaft und Industrie bei der Erforschung 
und Entwicklung erneuerbarer Energien zu fördern. 

Die EG-Zusammenarbeit erfolgt in erster Linie im Rahmen der 
EG-Energiepolitik und der Beratungsstruktur des EG-Demonstra- 
tionsprogramms und des EG-Energieforschungsprogramms, wo 
Vertreter der Bundesregierung regelmäßig an Koordinierungssit- 
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Zungen in Brüssel teilnehmen. Die gegenseitige Information und 
Abstimmung sowie die Verwaltung der eigenständigen EG-För- 
derprogramme stellt ein wirkungsvolles Element auch der natio- 
nalen Politik zur Förderung emeuerbarer Energien dar. Über die 
thematischen Inhalte dieser Zusammenarbeit im Rahmen von EG 
und EUREKA informiert ergänzend die Antwort auf Frage 36. 

Die Zusammenarbeit im Rahmen der Internationalen Energie- 
agentur (lEA) ist ebenfcills nützlich; sie umfaßt breiten Informa- 
tionsaustausch, gemeinsame Bewertungsarbeiten und viele Ein- 
zelprojekte, an denen mehrere Mitgliedstaaten beteiligt sind. Von 
besonderer Bedeutung ist die Zusammenarbeit im Bereich der 
solarthermischen Stromerzeugung und Prozeßwärme, wie sie sich 
beispielhaft in der gemeinsamen Errichtung der „Plataforma 
Solar" bei Almeria in Spanien ausdrückt; dieses Testzentrum wird 
heute in spanisch- deutscher Partnerschaft betrieben und ermög- 
licht Experimente, die weiterhin im lEA-Rahmen mit anderen 
Ländern koordiniert werden. 

Emeuerbare Energien sind auch Thema bilateraler Zusammen- 
arbeit mit anderen OECD-Staaten, soweit nicht EG und lEA die 
Gebiete ausreichend abdecken; Beispiele sind deutsch- griechi- 
sche Projekte zur Sonnenenergienutzung in Gebäuden oder zur 
kombinierten Anwendimg von Wind- und Photovoltaikanlagen, 
eine schwedisch-deutsche Kooperation zur Erprobung einer Groß- 
windanlage oder deutsch- spanische und deutsch-portugiesische 
Vorhaben im Wind- und Solarthermiesektor. 

Die Bundesregierung beteiligt sich darüber hinaus aktiv an den 
Bemühungen der Vereinten Nationen zur Förderung und Ent- 
wicklung erneuerbarer Energiequellen. 

In der Zusammenarbeit mit Osteuropa könnten erneuerbare Ener- 
gien vor allem in Forschung und Entwicklung zum Thema der Zu- 
sammenarbeit werden. Von erhebhcher Bedeutung ist die wissen- 
schaftlich-technische und wirtschaftiiche Zusammenarbeit mit 
fortgeschrittenen Ländern der Dritten Welt; in der wissenschaft- 
lich-technischen Zusammenarbeit existieren regelmäßig gemein- 
same Gremien (z. B. Joint Committees, Steering Committees), in 
denen Regierungsvertreter Zusammenwirken, um die Koopera- 
tionsprogramme zu steuern; Beispiele sind das deutsch-saudische 
Wasserstoffprojekt HYSOLAR, die deutsch-indonesische Zusam- 
menarbeit bei Entwicklung und Erprobung solarer Wasserpum- 
pen und anderer Anwendungstechniken oder die deutsch-chine- 
sische Zusammenarbeit, die sich künftig besonders auf die Wind- 
energie beziehen soll. Im Rahmen der wirtschafthchen Zusam- 
menarbeit ist es vor etilem das „Sonderprogramm zur Nutzung 
nicht- erschöpf lieber Energiequellen " (Sonderenergieprogramm) 
des BMZ, das intensive Kontakte zu den Regierungen der Partner- 
länder schafft (ergänzende Informationen finden sich zu Frage 
39). 

Weit über die Bedeutung der gemeinsamen Forschung und 
Anwendung emeuerbarer Energien hinaus intensivieren diese 
gemeinsamen Programme auch die wirtschaftlichen und poh- 
tischen Beziehungen und stellen einen Beitrag dar zur Entwick- 
lung des Wissenschafts- und Energiesektors der Partnerländer. 
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36. Welche Aktivitäten mit welchem finanziellen Aufwand, welche 
Forschungseinrichtungen und welche Forschungsprojekte auf dem 
Gebiet der emeuerbaren Energien gibt es in der Europäischen 
Gemeinschaft, und welche Projekte sind in der europäischen For- 
schungsinitiative EUREKA bereits enthalten oder vorgesehen? 


Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften führt ein Pro- 
gramm „Nicht-nukleare Energieforschimg" sowie ein Demonstra- 
tionsprogramm auf dem Gebiet nicht-nuklearer Energie durch, in 
denen auch Projekte zum Thema erneuerbarer Energien gefördert 
werden. Thematisch umfassen diese Progreunme fast alle Techno- 
logien. 

Das Forschungsprogramm setzt in letzter Zeit deutiiche Schwer- 
punkte bei Dünnschicht-Photovoltaik, mittlere und große Windan- 
lagen, Biomasse und Hot-Dry-Rock-Geothermie. Diese Schwer- 
punktsetzung entspricht nicht nur der finanziellen Ausstattung 
des Programms (1985 bis 1988 175 Mio. ECU, davon 94 Mio. ECU 
für erneuerbare Energien, 1989 bis 1992 wahrscheinhch etwa 
122 Mio. ECU, deren Anteü für erneuerbare Energien noch nicht 
festgelegt wurde). 

Für das EG-Demonstrationsprogramm Energie, das in dem wich- 
tigen Bereich zwischen Forschung und Marktreife ansetzt, wer- 
den für die Jahre 1986 bis 1989 360 Mio. ECU bereitgestellt. Diese 
finanziellen Unterstützungen kommen emeuerbaren Energien zu 
etwa einem Drittel zugute. 

Die geförderten Projekte werden Sektor für Sektor in Einzelbro- 
schüren aufgehstet, die von der Kommission zu beziehen sind. 

Eine Liste aller einschlägigen Forschungseinrichtungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft existiert nicht; der EG im enge- 
ren Sinne zuzurechnen ist die gemeinsame Forschungsstelle in 
Ispra, die auch auf dem Gebiet thermischer und photovoltaischer 
Solartechnik arbeitet. 

Im Rahmen von EUREKA sind bisher zwei Solarprojekte angemel- 
det worden: eine deutsch-französische Industriekooperation 
„Phototronics" bei Photovoltaik aus amorphem Süizium und eine 
schweizerisch- spanisch- deutsche Konstellation „Phoebus" zum 
Studium eines Solarturmkraftwerkkonzeptes. Eine weitere 
deutsch-französische EUREKA-Kooperation betrifft fortgeschrit- 
tene Ab sorptions Wärmepumpen und Wärmetransformatoren und 
ist daher den erneuerbaren Energien am Rande zuzuordnen. 


37. Wie hoch belaufen sich nach Angaben der OECD die Ausgaben in 
anderen westlichen Industrieländern für emeuerbare Energien, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die Anwendung emeuer- 
barer Energiequellen in den USA, Japan, Großbritannien, Frank- 
reich, Dänemark, Itahen und in der Bimdesrepubhk Deutschland? 

38. Welchen Beitrag leisten welche emeuerbaren Energiequellen zur 
Energiebedarfsdeckung in den anderen EG-Mitghedsländem 
sowie in den anderen OECD-Ländem, imd welche Erfahmngen 
hierzu hegen dort vor? 


Die Bundesregiemng unterstützt im Bereich der emeuerbaren 
Energien den bilatereden Informationsaustausch imd eine inten- 
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sive Zusammenarbeit in internationalen Gremien (EG, OECD, 
lEA, ECE). 

Die öffentlichen Fördermittel für Erforschung und Entwicklung 
der erneuerbaren Energien sind in anderen OECD-Ländern nach 
Angaben der lEA seit einigen Jahren rückläufig (vergleiche 
Anlage zu Frage 37, Seite 42). Die jährlichen Ausgaben gingen 
verglichen mit ihrem Höchststand im Jahr 1980 bis 1987 von ca. 
1,5 Mrd. $ real um 70 v. H. auf ca. 460 Mio. $ zurück. Demgegen- 
über betrug, wie Tabelle zu Frage 11 ausweist, die Fördersumme 
in der Bundesrepublik Deutschland 1980 etwa 172 Mio. DM und 
1987 etwa 178 Mio. DM. Im letzten Jahr haben neben der Bundes- 
republik Deutschland nach vorliegenden Informationen nur Spa- 
nien, die Schweiz und Großbritannien ihre Förderung in diesem 
Bereich verstärkt. 

Der Beitrag erneuerbarer Energiequellen belief sich in den lEA- 
Staaten 1986 insgesamt auf ca. 340 Mio. t SKE bzw. 6,7 v. H. des 
Primärenergieverbrauchs. Hiervon entfallen ca. 95 v. H. auf die 
Wasserkraft. Dagegen leistet Energie aus Sonne, Wind, Erdwärme 
und Biogas mit ca. 0,2 v. H. des Primärenergieverbrauchs gegen- 
wärtig nur einen geringen Beitrag zur Energieversorgung. Die 
Nutzung dieser Energiequellen beschränkt sich in fast allen Län- 
dern auf Versuchsanlagen oder die dezentrale Versorgung kleiner 
Verbrauchseinheiten. Soweit der Bundesregierung bekannt ist, ist 
eine weitergehende Markteinführung der emeuerbaren Energien 
(z. B. in den USA oder Dänemark) nur auf staatliche Hilfen bzw. 
besondere Vergütungsabsprachen für eingespeisten Strom aus 
erneuerbaren Energien zurückzuführen. 

Die klimatischen und geographischen Voraussetzungen zur Nut- 
zung der emeuerbaren Energien sind in anderen OECD-Ländem 
teüweise erheblich günstiger als in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land. Die Einsatzmöglichkeiten im einzelnen sind in den jeweili- 
gen Ländern äußerst unterschiedhch. Dies gilt sowohl für die 
geologischen Bedingungen zum Einsatz der Wasserkraft und Erd- 
wärme als auch für khmatische Voraussetzungen zur effizienten 
Sonnen- und Windenergienutzung. Eine vergleichende Beurtei- 
lung von Aktivitäten und Erfahrungen in den einzelnen Staaten ist 
daher kaum möglich. 

Diese Tatsache wurde von den Energieministem der westlichen 
Industriestaaten 1987 in einer gemeinsamen Erklärung betont: 
„Prioritäten in diesem Bereich sind von den jeweiligen Ländern 
festzulegen, da die Verfügbarkeit der Energiequellen, die Wirt- 
schaftlichkeit und institutioneilen Hemmnisse in der Regel im 
starken Maße von lokalen Gegebenheiten abhängen." Trotzdem 
besteht im internationalen Rahmen kein Zweifel daran, daß wei- 
tere Anstrengungen auf dem Gebiet erneuerbarer Energiequellen 
nötig sind und daß auf lange Sicht ein wesentlicher Beitrag von 
diesen Energien für eine gesicherte Versorgung zu erwarten ist. 


39. Wie beurteilt die Bundesregierung die Anwendung erneuerbarer 
Energien in der Dritten Welt, und welche praktischen Erfahrungen 
hegen bereits vor? 
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Der Einsatz erneuerbarer Energien ist für die Dritte Welt sehr 
chancenreich. Besondere Gründe sind günstige klimatische Vor- 
aussetzungen, fehlende Versorgungsstrukturen, hohe Energie- 
kosten auf dem Land und Devisenprobleme beim Einkauf von ÖL 
Auch unter Umweltaspekten einschheßhch der Erhaltung der 
Waldbestände versprechen emeuerbare Energien Vorteile. 

Das Potential der in Entwicklungsländern nutzbaren erneuer- 
baren Energiequellen konzentriert sich auf die Bereiche Sonne, 
Wind, Wasserkraft und Biomasse. Bei der Erschheßimg dieses 
Potentials gemeinsam mit Ländern der Dritten Welt wirken die 
Forschungspohtik sowie die Politik der wirtschafthchen Zusam- 
menarbeit zusammen. 

Dabei verfolgt die Forschungspolitik im Rahmen der wissen- 
schafthch- technischen Zusammenarbeit mit einigen fortgeschrit- 
teneren Ländern der Dritten Welt das Ziel, Technologien der 
emeuerbaren Energien gemeinsam zu entwickeln und zu erpro- 
ben. Für diese Aufgabe wurden bis Ende 1987 etwa 250 Mio. DM 
in Kooperationsprojekten aufgewandt. Die dabei gemachten Er- 
fahrungen waren nicht immer befriedigend, 

— weil viele Techniken und Anwendungen auch in den letzten 
Jahren noch nicht ausreichend ausgereift waren, um bereits in 
fernen Ländern eingesetzt zu werden, 

— weü die Partnerorganisationen und -Strukturen häufig nur eine 
geringe Kontinuität besaßen, so daß begonnene wissenschaft- 
liche Aufbauarbeit entwertet wurde, 

— weil wirtschafthche Probleme der Partnerländer den dortigen 
Spielraum für Forschung und Demonstration wesentlich einge- 
schränkt haben, 

— weil der weltweite Ölpreisverfall auch in der Dritten Welt die 
anfangs hohe Priorität für erneuerbare Energien spürbar ver- 
mindert hat. 

Im Lichte dieser Erfahnmgen konzentriert sich die wissenschaft- 
hch-technische Zusammenarbeit des BMFT zunehmend auf die 
bisher erfolgreichsten Kooperationen in wenigen Ländern Asiens 
und Lateinamerikas sowie auf weltweite Tests neuer Technolo- 
gien und Systeme unter verschiedenen Khmabedingungen. 

Diese Vorhaben sollen den in der Bundesrepubhk Deutschland 
erreichten technischen Stand demonstrieren, wirtschafthche Ein- 
satzmöglichkeiten erneuerbarer Energien dokumentieren und 
Verbreitungshemmnisse in den Partnerländern vermindern. 
BMFT- geförderte Beispiele sind 

— Einsatz von kleinen Windkraftanlagen für die Stromversorgung 
von Inselnetzen (durchgeführt von der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau); 

— Einsatz von photovoltaischen Trinkwasserpumpen in Gebieten 
ohne Stromversorgung (durchgeführt von der Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit); 

— Qualifikationstests von kleinen Windkraftanlagen und Wind- 
Diesel-Systemen für Einzelverbraucher, zur Minimalstromver- 
sorgung und für kleine Inselnetze („schwache Netze''); 
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— Erprobung solarthermischer Wasserpumpen auf der Insel Lom- 
bok (Indonesien) sowie Transfer der Technologie auf indone- 
sische Hersteller. 

Kernstück der deutschen bilateralen Entwicklungszusammen- 
arbeit des BMZ ist das 1979 beschlossene „Sonderprogramm zur 
Nützung nicht- erschöpfhcher Energiequellen" (Sonderenergie- 
programm). In dessen Rahmen werden alle Aktivitäten im Bereich 
der dezentralen Energieversorgung koordiniert. 

Das Sonderenergieprogramm wurde vom Bundesmtnisterium für 
vdrtschafthche Zusammenarbeit (BMZ) bisher mit 345 Mio. DM 
unterstützt. Gegenwärtig liegen Projekterfahrungen aus insge- 
samt über 40 Entwicklungsländern vor: Die emeuerbaren Ener- 
gien haben ihre technische Eignung und Zuverlässigkeit bereits 
in vielen Anwendungsfällen unter Beweis gestellt. Sie sind aller- 
dings - mit Ausnahme der Anwendung in der Telekommunika- 
tion ~ noch nicht im großen Maßstab wirtschaftüch einsetzbar. Auf 
absehbare Zeit dürfte ein signifikanter Beitrag zur Deckung des 
Gesamtenergiebedarfs in den Ländern der Dritten Welt durch 
Solar- und Windkraftsysteme, Kleinwasserkraftanlagen sowie 
durch neue Systeme zur Nutzung von Biomasse kaum reahstisch 
sein. Sinnvoll und erfüllbar ist hingegen der Anspruch, mit Hilfe 
von emeuerbaren Energie-Systemen Entwicklungsprozesse 
kleinräumig anzustoßen und Ressourcen für andere Entwicklun- 
gen freizusetzen. Hierbei kommen vor allem Anwendungsbe- 
reiche in Haushalt, Handel, Gewerbe und Landwirtschaft in 
Frage. Insbesondere wird durch Projekte zur Nutzung erneuer- 
barer Energien die Versorgung von Gebieten ermöghcht, die 
bisher kaum eine geregelte Energieversorgung kannten und für 
die eine zentrale Versorgung in absehbarer Zeit auch nicht zu 
erwarten ist. Für die Lebensquahtät der dort ansässigen Bevölke- 
rung sind derartige Maßnahmen von herausragender Bedeutung, 
auch um der Landflucht entgegenzuwirken. Erneuerbare Ener- 
gien ersetzen darüber hinaus Brennholz und tragen damit zu der 
aus globaler ökologischer Sicht notwendigen Erhaltung tropischer 
Regenwälder und anderen Waldregionen in Ländern der Dritten 
Welt bei. 

Dezentrale Energieversorgung ist eine Stärke der erneuerbaren 
Energien. Bei stetiger Entwicklung gibt es daher gute Aussichten 
für die wirtschaftiiche Nutzung erneuerbarer Energiequellen in 
Entwicklungsländern. 

Die Bewertung der bisherigen Erfahmngen des BMZ mit erneuer- 
baren Energien in Entwicklungsländern ist fertiggestellt und 
befindet sich als „Forschungsbericht des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit: Nutzung erneuerbarer Energie- 
quellen in Entwicklungsländern" derzeit im Dmck. 

Die Bundesregierung hat den Dialog nüt deutschen Entwicklern 
und Herstellern von Windkraft- und Photovoltaikanlagen inten- 
siviert; forschungs- und entwicklungspolitisches Ziel ist, bei der 
Einführung dieser Nutzungstechniken erneuerbarer Energien in 
Entwicklungsländern eng zusammenzuarbeiten. 
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Anlage 

zu Frage 1 1 

Forschungsförderung des Bundes im Bereich erneuerbare Energiequellen 

Ausgaben 1974 bis 1987 und Soll 1988 
- alle Angaben in Mio. DM - 


Aktivität (neue Bezeichn\mg) 

Gesamt- 

summe 

1974 
bis 1987 

davon 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Soll 

1988 

1. BMFT 

1 860,1 

11,9 

45,8 

42,6 

48,0 

74,8 

157,7 

166,9 

186,5 

242,3 

197,5 

188,5 

173,2 

156,2 

167,6 

226,5 

davon: 

















1.1 Photovoltaik 

399,2 


0,4 

1,4 

4,2 

7,5 

11,3 

12,0 

12,3 

65,7 

54,0 

59,1 

53,3 

57,8 

60,1 

99,0 

1.2 Windenergie 

202,1 


0,1 

0,2 

4,1 

9,2 

17,8 

32,4 

42,2 

31,0 

16,0 

8,9 

10,2 

12,1 

17,8 

34,0 

1.3 Technologien für 
Entwicklungsländer 

475,2 


0,6 

3,4 

5,5 

7,1 

66,1 

51,4 

58,3 

61,7 

58,2 

52,9 

43,8 

32,2 

34,1 

40,0 

1.4 Übrige Aktivitäten zu 
emeuerbaren Energien 

184,6 

2,8 

13,9 

3,5 

6,9 

15,5 

13,4 

19,6 

19,9 

27,3 

14,8 

19,1 

15,7 

4,9 

7,2 

5,0 

1 . 5 Solarte chnologien für 
Niedertemperatur- 
wärme 

178,5 

0,1 

11,4 

16,0 

9,9 

15,1 

19,9 

23,3 

24,0 

16,3 

16,1 

10,5 

6,7 

5,4 

3,8 

3,0" 

1.6 Energiespeicher 

117,5 

1,5 

5,9 

5,7 

5,9 

5,8 

8,5 

7,2 

3,6 

11,1 

13,5 

8,5 

13,9 

12,6 

13,8 

11,0 

1.7 Wasserstoff 

82,4 

3,3 

6,8 

5,6 

5,5 

5,5 

6,9 

5,1 

6,1 

4,8 

4,7 

8,2 

6,1 

5,4 

8,3 

10,0 

1.8 Großforschungs- 
einrichtungen 

220,6 

4,2 

6,7 

6,8 

6,0 

9,1 

13,8 

15,9 

20,1 

24,4 

20,3 

21,3 

23,5 

25,8 

22,5 

24,5 

2. BMWi 

7,3 




3,3 

4,0 











3. BML 

46,7 







2,9 

2,5 

6,4 

6,9 

10,4 

9,2 

4,0 

4,4 

5,0 

4. BMZ 

95,0 


0,5 

0,9 

1,9 

2,0 

2,0 

2,0 

5,1 

11,6 

11,8 

17,3 

24,7 

9,0 

6,4 

28,6 

G esamtsummen 

2 009,1 

11,9 

46,3 

43,5 

53,2 

80,8 

159,7 

171,8 

194,1 

260,3 

216,3 

216,2 

207,1 

169,2 

178,4 

260,1 


kein Plandatum ausgewiesen 
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Anlage 

zu Frage 33 


1. Großforschüngseinrichtungen, FhG und andere 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V. (DFVLR) 

- Institut für technische Thermodynamik 

- Institut für Bauwesen und Konstruktionsforschung 

- Institut für technische Physik 

- Institut für physikalische Chemie der Verbrennung 
Pfaffenwaldring 47 

7000 Stuttgart 80 

Fachinformationszentrum Energie, Physik, 

Mathematik GmbH (FIZ) 

Kemforschungszentrum 

7514 Eggenstein-Leopoldshafen 

oder 

Fachinformationszentrum Energie (BINE) 

Büro Bonn 
Ahrstraße 64 
5300 Bonn 2 

Hahn-Meitner-Institut (HMI) 

Berlin GmbH 
Glienicker Straße 100 
Postfach 39 01 28 
1000 Berlin 39 

Kemforschungsanlage Jühch GmbH 

Institut für Grenzflächenforschung und Vakuumphysik 

Postfach 19 13 

5170 Jülich 1 

Kemforschungsanlage Jütich GmbH 
Programmgmppe Systemforschung 
Postfach 19 13 
5170 Jülich 1 

Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung 
(ISI) der Fraunhofer Gesellschaft 
Sebastian-Kneipp-Str. 12-14 
7500 Karlsruhe 

Institut für Solarenergie (ISE) der Fraunhofer Gesell- 
schaft 

Oltmannstr. 22 
7800 Freiburg 

Institut für Bauphysik (IBP) der Fraunhofer Gesell- 
schaft 

Nobelstr. 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Institut für Holzforschung (WKI) der Fraunhofer 

Gesellschaft 

Bienroder Weg 54 E 

3300 Braunschweig 

Versuchs- imd Lehranstalt für Spiritusfabrikation xmd 

Fermentationstechnologie 

Seestr. 13 

1000 Berlin 53 


Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft 
Leuschnerstr. 91 
2050 Hamburg 80 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) 
Bundesallee 100 
3300 Braunschweig 

Institut für Technologie der Bundesforschungsanstalt 
für Landwirtschaft 
Braunschweig-VÖlkenrode (FAL) 

Bundesallee 50 
3300 Braunschweig 

Institut für Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braxmschweig- Völkenrode (FAL) 

BundesciUee 50 
3300 Braunschweig 

Institut für Biosystemtechnik der Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirtschaft 
Braxmschwmg-Völkenrode (FAL) 

Bundesallee 50 
3300 Braunschweig 

Institut für landwirtschaftliche Bauforschung der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braxmschweig- Völkenrode (FAL) 

Bundesallee 50 
3300 Braxmschweig 

Institut für Betriebswirtschaft der Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig-VÖlkenrode (FAL) 

Bundesallee 50 
3300 Braxmschweig 

Forschungsinstitut für schnellwachsende Baumarten 
Professor-Oelkers-Str. 6 
3510Hann.-Münden 1 

Bxmdesinstitut für Sportwissenschaft (BISp) 
Carl-Diehm-Weg 4 
5000 Köln 1 

Kxiratorium für Technik und Bauwesen in der Land- 
wirtschaft (KTBL) 

Bartwingstr. 49 
6100 Darmstadt 

Deutsches Zentrxun für Entwicklungstechnologie 
Postfach 5 180 
6236 Eschborn 1 


Deutscher Wetterdienst (DWD) Bayerische Landesanstalt für Landtechnik 

Meteorologisches Observatorium Weihenstephan 

Frahmwedder 95 Vöttinger Str. 36 

2000 Hamburg 65 8050 Freising 


39 



Drucksache 1 1 72684 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


2 . Universitäten, Hochschulen und Fachhochschulen 

T echnische Universität Berlin Universität Göttingen 

Interdisziplinäre Proj ektgruppe für angepaßte Institut für Agrartechnik 

Technologie (IPAT) Gutenbergstr. 33 

Lentzeallee 86 3400 Göttingen 

1000 Berlin 33 


Technische Universität Berlin 
Fachgebiet Bionik und Evolutionstechnik 
Ackerstr. 71-76 
1000 Berlin 65 

Technische Universität Berlin 
Institut fü elektrische Maschinen 
Einsteinufer 13-15 
1000 Berlin 10 

Technische Universität Berlin 
Fachgebiet Klimagerechtes Bauen 
Ackerstr. 71-76 
1000 Berlin 65 

Universität Hamburg 
Institut für Physikalische Chemie 
Edmund- Siemens- Allee 1 
2000 Hamburg 13 

Fachhochschule Lübeck 

Fachbereich Angewandte Naturwissenschaften 
Stephensonstr. 3 
2400 Lübeck 

Universität Bremen 
Fachbereich Physik 

Forschungsgruppe „Technische Physik" 

Kufsteiner Str. 

2800 Bremen 33 

Universität Oldenburg 
Fachbereich Physik 

Arbeitsgruppe „Physik Regenerativer Energiequellen 
Karl-von-Ossietzky-Str. 

2900 Oldenburg 

Technische Universität Hannover 
Institut für Industrialisierung des Bauens 
Postfach 21 05 60 
3000 Hannover 

Technische Universität Braunschweig 

Institut für elektrische Maschinen, Antriebe und 

Bahnen 

Institut für Regelungstechnik 
Hans-Sommer-Str. 66 
3300 Braunschweig 

Technische Universität Braunschweig 
Institut für Geophysik und Meteorologie 
Mendelssohnstr. 3 
3300 Braunschweig 

Technische Universität Braunschweig 

Institut für landwirtschaftliche Technologie und 

Zuckerindustrie 

Langer Kamp 5 

3300 Braunschweig 


Gesamthochschule Kassel 
Fachbereich Elektrotechnik 
-Fachgebiet „Elektrische Energieversorgungs- 
systeme " 

- Forschungslabor für Experimentelles Bauen 
Wilhelmshöher Allee 73 

3500 Kassel 

Universität Marburg 
Fachbereich Physik 
Arbeitsgruppe Halbleiterphysik 
Renthof 5 
3550 Marburg 

Universität Dortmund 

Lehrstuhl für Physikalische Chemie I 

Otto-Hahn-Straße 

4600 Dortmund 

Ruhruniversität Bochum 

Institut für Thermo- und nuiddynamik 

Postfach 102148 

4630 Bochum 1 

Universität Köln 

Institut für Geophysik und Meteorologie 
Kerpen er Str. 13 
5000 Köln 

Fachhochschule Köln 
Institut für Tropentechnik 
Reitweg 1 

5000 Köln 21 (Deutz) 

RWTH Aachen 

Lehrgebiet für Angewandte Geophysik 
Lochnerstr. 4-20 
5100 Aachen 

RWTH Aachen 

Institut für Verfahrenstechnik 

Turmstr. 46 

5100 Aachen 

RWTH Aachen 

- Institut für Eisenhüttenkunde 

- Institut für technische Thermodynamik 
Intzestr. 1 

5100 Aachen 

RWTH Aachen 

Lehrstuhl und Institut für Wasserbau und Wasser- 
wirtschaft 

Mies-van-der-Rohe-Str. 1 
5100 Aachen 

Fachhochschule Aachen, Abteilung Jühch 
Fachbereich 7 „Energietechnik" 

Ginsterweg 1 
5170 Jülich 
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Universität/Gesamthochschule Siegen 
Institut für Energietechnik 
Adolf -Reichwein- Str. 59 
5900 Siegen 21 

Universität Frankfurt a. M. 

Institut für Physikalische und Theoretische 
Chemie, 

Chemische Institute 
Niederurseler Hang 
6000 Frankfurt a. M. 50 

Technische Hochschule Darmstadt 
Institut für Chemische Technologie 
Petersenstr. 20 
6100 Darmstadt 

Justus Liiebig Universität Gießen 
Institut für Angewandte Geowissenschaften 
Diezstr. 15 
6300 Gießen 

Universität des Saarlandes 
Fachbereich 13 - Organische Chemie 
Im Stadtwald 
6600 Saarbrücken 

Universität Kaiserslautem 
Fachbereich Physik 
Arbeitsgruppe Oechsner 
Erwin- Schrödinger- Str. 

6750 Kaiserslautern 

Fachhochschule Mannheim 
Transferzentrum Mannheim 
Speyerer Str, 4 
6800 Mannheim 1 

Universität Stuttgart 

- Institut für Thermodynamik und Wärmetechnik 

- Lehrstuhl für Bauphysik 
Pfaffenwaldring 6 

7000 Stuttgart 80 

Universität Stuttgart 
~ Institut für Physikalische Elektronik 

- Institut für Theorie der Elektrotechnik 
Pfaffenwaldring 47 

7000 Stuttgart 80 

Universität Stuttgart 

Institut für Siedlungswasserbau und 

Wassergüte 

Bandtäle 1 

7000 Stuttgart 80 


Universität Hohenheim 
Institut für Agrartechnik 
Grabenstr. 9 
7000 Stuttgart 70 

Fachhochschule für Technik 

Kanalstr. 33 

7300 Esslingen 7/N 

Institut für organische Chemie der Eberhard-Karls- 
Universität Tübingen 
An der Morgenstelle 18 
7400 Tübingen 

Universität Karlsmhe 

Institut für Technische Thermodynamik 

- Außenstelle - 
Haid-und-Neu-Str. 8 
7500 Karlsmhe 1 

Universität Konstanz 
Fachbereich Physik 
Werner-Sombart-Str. 30 
7750 Konstanz 

Ludwig-Maximihans-Universität München 
Sektion Physik 

- Lehrstuhl für Experimentalphysik 
Amalienstr. 54 

8000 München 40 

Technische Universität München 
Institut für Landtechnik 
Weihenstephan 
8000 München 

Technische Universität München 
Physik Department E 19 
James-Franck-Str. 

8046 Garching 

Universität Erlangen-Nürnberg 
Lehrstuhl für Strömungsmechanik 
Eggerlandstr. 13 
8520 Erlangen 

Universität Erlangen-Nürnberg 
Institut für Werkstoifwissenschaften 6 
Martenstr. 7 
8520 Erlangen 

Universität Würzburg 
Physikalisches Institut 
Am Hubland 
8700 Würzburg 
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Anlage 

zu Frage 37 

Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrations-Haushalte für emeuerbare Energien 

in den anderen lEA-Mitgliedsländem 

(Basis: Millionen US-Dollar 1987) 



1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Kanada 

14,9 

35,4 

39,4 

40,8 

63,4 

53,0 

58,1 

45,6 

26,9 

15,6 

12,5 

USA 

417,8 

626,4 

848,6 

927,3 

833,0 

400,0 

301,2 

246,3 

225,7 

166,6 

139,2 

Austrahen 

5,8 

n. a. 

8,8 

12,3 

. 15,1 

n. a. 

11,9 

n. a. 

7,6 

n. a. 

n. a. 

Japan 

39,5 

49,3 

63,5 

154,5 

151,8 

157,9 

143,3 

132,7 

119,3 

115,8 

103,2 

Neuseeland 

2,3 

3,9 

3,5 

4,8 

4,8 

3,6 

4,0 

3,7 

2,7 

1,2 

0,4 

Österreich 

5,2 

6,9 

7,9 

9,5 

7,3 

6,9 

7,7 

3,9 

3,9 

2,9 

3,8 

Belgien 

2,0 

2,5 

6,2 

10,6 

16,6 

8,1 

11,8 

13,5 

13,1 

5,1 

4,6 

Dänemark 

4,1 

7,8 

14,8 

7,0 

4,5 

4,6 

4,3 

4,2 

3,7 

4,9 

4,4 

Griechenland 

0,6 

0,8 

2,4 

9,3 

11,4 

3,0 

2,9 

4,2 

6,3 

9,7 

7,6 

Irland 

0,6 

0,9 

1,7 

1,9 

6,2 

5,1 

2,7 

1,1 

0,8 

0,7 

n. a. 

Itahen 

6,3 

13,5 

13,1 

25,0 

47,4 

23,3 

40,7 

81,5 

21,4 

34,8 

32,5 

Holland 

15,5 

17,5 

20,2 

22,6 

27,1 

26,1 

30,4 

24,6 

45,3 

21,9 

20,4 

Norwegen 

0,3 

3,0 

6,2 

5,7 

4,6 

3,6 

3,8 

3,1 

2,7 

2,9 

2,5 

Portugual 

n. a. 

n. a. 

n. a. 

1,0 

0,9 

1,2 

1,7 

2,4 

2,4 

2,0 

1,6 

Spanien 

7,8 

5,2 

12,4 

31,0 

22,8 

22,8 

48,5 

48,8 

15,9 

13,8 

14,1 

Schweden 

15,8 

30,4 

60,2 

51,2 

65,1 

62,4 

45,8 

43,2 

29,4 

20,4 

15,1 

Schweiz 

5,4 

8,5 

13,0 

13,0 

13,8 

11,6 

13,3 

12,3 

10,6 

10,4 

11,4 

Türkei 

n. a. 

n. a. 

n. a. 

0,4 

0,3 

0,4 

0,6 

0,6 

0,5 

0,5 

0,5 

Großbritannien 

5,7 

16,1 

28,1 

25,0 

36,1 

27,1 

21,3 

23,8 

20,6 

16,5 

17,2 

Summe 

549,6 

828,1 

1 150,0 

1 352,9 

1 332,2 

820,7 

754,0 

695,5 

558,8 

445,7 

391,0 


(Quelle: lEA, aufgrund Ländennitteilungen; zu den Ausgaben der Bundesregierung vgl. Tabelle zu Frage 11) 
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